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Stenographischer Bericht
über

die Verhandlungen
des dritten

allgemeinen Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Bierundzwanzigste ordentliche Sitzung.
Oldenburg , den 9. April 1850.

Tagesordnung : Antrag des Finanz-Ausschusses betr. die oldenburgisch-hanseatische Militär-Convention. Abände¬
rung des Recrutirungsgesctzes. Ergänzung des Finanz- und Ablösungsausschusscs.

sS4

Vorsitz: Präsident Kitz

9 ( ach Eröffnung der Sitzung ^ 11 Uhr wird das Protokoll
der letzten Sitzung vom Schriftführer Tappenbeck  verlesen.

Präsident : Sind Erinnerungen gegen das Protokoll?
Abg. Bothe : Ich habe bei der namentlichen Abstim¬

mung bei meinem Nein gesagt „aus den vom Abg. Tap¬
penbeck  entwickelten Gründen."

Abg. Droste : Ich habe gestimmt„wie Botbe ."
Abg. Schmitz : Ich auch wie Bothe.
Abg. v. Finckh : Ich habe zum Protokolle Folgendes

zu bemerken. Es steht da: „ich hatte mich gegen den Antrag
des Abg. Mölling  und den des Ausschusses erklärt." Nur
gegen den zweiten  Theil des Antrags des Ausschusses habe
ich mich erklärt, dem ersten habe ich zugestimmt, nämlich
mich für den Wegfall der betreffenden Bestimmungen des
Entwurfs  erklärt.

Präsident : Danach wird das Protokoll berichtigt wer¬
den. Da außerdem keine Erinnerungen gemacht sind, erkläre
ich dasselbe für genehmigt. Ich habe folgende Eingänge an¬
zuzeigen: 1) Folgendes Schreiben des Großherzogl. Staats-
Ministeriums vom 8. d. M. :

„Dem allgemeinen Landtage verfehlt das Staatsministe¬
rium nicht, mit Beziehung auf das ergebenste Schreiben vom
27. März d. Z. mitzutheilen, daß die vorläufigen Unterhand¬
lungen mit den freien und Hansestädten Lübeck, Bremen und
Hamburg über die Brigade-Konvention zu einer Verabredung
mit denselben geführt haben, wonach der Kündigungstermin für
diese Brigade - Konvention ä. ü. Oldenburg den 6. Januar
1834, welcher nach der Zusatz- Acte von demselben Datum

24.

tz. 2. auf den 1. Mai d. Z. fallen sollte, auf den 1. Novbr.
d. I . zu verlegen.

Die bestehenden Verhältnisse, wie sie burch die erwähnte
Konvention und ihre Zusatz-Acten festgesetzt sind, bleiben dabei
ganz unverändert, d. h. in sofern nicht den 1. Novbr. d. Z.
von der einen oder der andern Seite eine Kündigung erfolgt,
wird die Brigade-Konvention vom 1. Mai 1851 an auf neue
6 Jahre sortbestchcn; im Fall sie aber zu dem angegebenen
Termin gekündigt werden sollte, so wird sie den 1. Mai
1831 ihr Ende erreichen.

Oldenburg, den 8. April 1850.
Staatsministerium,

v. Buttel.
v. Grün ."

Ich werde dieses Schreiben abgeben an den Finanzaus¬
schuß, welcher auch zu ermessen haben wird, ob und inwieweit
sein heute auf der Tages-Ordnung stehender Antrag danach
modisicirt wird. Ferner habe ich anzuzeigen: Vorstellung und
Bitte der Ausschußmänncr des Kirchspiels Damme, worin sie
gegen die Aufhebung der Stellvertretung sich erklären. / Ferner
eine Petition des Volksvereins zu Waddewarden, dahin ge¬
richtet: die Stellvertretung nicht mit dem 15. Mai d. Z. auf¬
zuheben, sondern solche bis dahin zu gestatten, daß die Stell¬
vertretung in Deutschland überall aufhöre.

Da die Versammlung über diesen Gegenstand Beschluß
gefaßt hat, so werden diese Eingaben bis weiter zurückzulegcn
sein. — Die Herren werden sich erinnern, daß bei der vor¬
läufigen Prüfung der Legitimationen der Abgeordneten des
Fürstmthums Birkenfeld eine Beschwerde des AmtsschreiberS
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Heindel zu Oberstem zur Sprache kam , darüber , daß er von
dem Bürgermeister zu Oberstein bei der Urwahl zurückgewie¬
sen worden sei . Es kam damals auch das Verhältniß des
Beschwerdeführers zum Amtsaktuar Leiser in Frage , indem
man nämlich leine Selbstständigkeit beanstandete . Von der
Versammlung wurde auf Antrag des Abg . Zedelius  be¬
schlossen : die Versammlung wolle zu Protocoll erklären : „ daß
ihrer Ansicht nach die Sache im Landtage wieder aufzuneh¬
men sei."

Es ist nun eine Eingabe des Amtsschreibers Heindel
eingegangen , betreffend sein Verhältniß zum Aktuar Leiser -zu
Oberstem , worin er am Schluß beantragt : Der Landtag wolle
in Gemäßheit seines Beschlusses vom 18 . Februar d. Z . die
Sache wieder aufnehmen und darüber entscheiden ." Ich

glaube , es wird allerdings die Abtheil . , die damals über die
Legitimation der Abgeordneten des Fürstenthums Birkenfcld
berichtet hat , in dieser Angelegenheit noch weitere Anträge
stellen müssen , und kann ich zu dem Ende ihr auch diese
Eingabe zugehen lassen ./ Bevor wir zur Tages - Ordnung
übergehen , habe ich noch anzuzeigen , daß der Abg . Pancratz
seinen Platz in der Versammlung eingenommen hat und er¬
suche ich denselben , seinen früher geleisteten Cid mir mittelst

Handschlags zu erneuern . (Dies geschieht .) Wir gehen jetzt
zur Taqes -Ordnung über . Auf die TageS -Ordnung hahe ich
zunächst den Antrag des Finanzausschusses , betreffend die Ol-

depburg -Hanseatische Militär - Convention gesetzt, da dies eine
laufende Sache ist, die wir zuerst erledigen können . Ich darf
den Berichterstatter ersuchen , den Bericht vorzulcsen.

Abg . Böckel (Berichterstatter ) verliest:
„Antrag des Finanzausschusses , betreffend die oldenburgisch-

hanscalische Militair - Convention.
Nur mit Bedauern hat der Ausschuß aus dem als An¬

lage 4. *) beigegebenen Antwortschreiben des Slaatsministe-
riums vom 27 . März d. I ., betreffend die oldenburgisch -han-
scatische Mititair - Convention , ersehen müssen , daß auch dem
Landtage nur dieselbe ausweichende Erwiederung geworden,
welche bereits früher dem Ausschüsse durch den Herrn Regie¬

*) Nach dem dr . ir>. mitgetheilten Protokoll -Auszuge der 13 . Sitzung
des allgemeinen Landtags bat derselbe beschlossen:

„die Staatsrcgicrung wird um baldige Beantwortung obiger Fra¬
gen «uli 1 — 3. ersucht ."

und bezieht sich dabei aus Fragen , welche in Bezug auf die Militär-
Convention mit den freien Hansestädten von dem Budget -Ausschuß dem
RegicrungS -Connniffar Hauptmann Plate gestellt und von demselben mit¬
telst Schreibens vom 14 . d. M . beantwortet sind.

Wenngleich das Staatsministerium die hanseatische Militär -Conven¬
tion , welche gegenwärtig besteht , von dem bedeutendsten Einfluß auf den
Voranschlag des Jahres 1830 erachtet und aus diesem Grunde auch be¬
reits dem ersten Landtage diese Convention in einem Eremplare mitge-

theilt ist ; so muß die Staatsregierung hier doch wiederholen , was dem
allgemeinen Landtage durch den Bevollmächtigten in dem oben bezeichne-
ten Schreiben bereits mitgetheilt ist . Abgesehen nämlich davon , daß ge¬
genwärtig Unterhandlungen obschweben , welche die Kündigung der Olden¬
burg -Hanseatischen Militär -Convention betreffen , und deshalb Mittheilun-
gen darüber unzulässig sind , so glaubt die Staatsregierung sich auch nicht
verpflichtet , die hier in Rede stehenden Fragen in der gewünschten Weise

rungs - Commissar Plate  gegeben wurde , und weshalb sich
der Ausschuß gerade veranlaßt fand , die Sache an den Land¬
tag zu bringen.

Indem der Ausschuß es nun für überflüssig halt , dar¬
über weiter zu streiten , ob oder in wie weit die olLenburgisch-
hanseatische Militair - Convention mit dem Budget für 1850
in Zusammenhang stehe , glaubt er doch , dem Landtage em¬
pfehlen zu müssen , auf Beantwortung der unter 2 und 3
des (rühren Schreibens gestellten Fragen zu bestehen . Zn
Beziehung auf die Frage unter Ziffer 1 erachtet der
Landlag die Verweigerung der Antwort von Seiten der
Staatsrcgicrung nur dann für gerechtfertigt , wenn dieselbe
von der Ratification gänzlich absieht und würbe unter Vor¬
aussetzung dieser Absicht des Staatsministeriums über diese
Frage hinweggegangen werden dürfen «.

Ich sehe so eben , daß durch ein Versehen des Abschreibers
hier weggehlieben ist, was die Ziffer 1 betrifft , es ist nämlich
die Adbitionalacte , welche dem 1. aufgelösten Landtage vor-
gclegt worden war . ( verliest :)

Die beiden andern Fragen aber:
2 . beabsichtigt die Staatsregierung , die alte Brigade-

Convention im nächsten Kündigungstermine zu kündigen?
3 . beabsichtigt die Staatsregierung im Falle der Kündi¬

gung einen neuen Vertrag zu schließen?

sind von so großer Wichtigkeit für unfern ganzen Miiitair-
etat und in Folge dessen für den Staatshaushalt des Groß-
herzogthumö , daß es als Pflicht erscheinen muß , bei dem nahe
bevorstehenden Kündigungstermine — selbst wenn die Staats¬

regierung auf den anderweitig bekannt gewordenen Antrag
der Hansestädte ihn bis zum 1 . Nvv . hinauszuschieben ein-
gegangcn sein sollte — die Sache auch von Seiten des Land¬

tags in die ernstlichste Erwägung zu ziehen , um dem vorzu¬
beugen , daß die Regierung etwa nach Schluß des Landtags
einseitig und ohne die Ansicht des Landtags zuvor vernommen
zu haben , den Vertrag erneuere oder einen anderen Vertrag
abschlösse ober das Verhältniß ganz löste.

Indem der Ausschuß nun auch ferner das im Schreiben

des Staatsministeriums vom 27 . März angezogene Motiv,
als ob deshalb  Mittheilungen unzulässig waren , weil gegen¬
wärtig Unterhandlungen obschweblen , welche die Kündigung
der olvcnburgisch - hanseatischen Militair - Convention betreffen,
durchaus nicht anerkennen kann , da ein solcher Umstand wohl
der Veröffentlichung der Absichten des Staatsministeriums,
nicht aber der Ettheilnng der vom Landtage im Interesse des
Landes geforderten Auskunft entgegen stehen könnte ; so bean¬
tragt der Ausschuß:

der Landtag wolle beschließen:
das nochmalige dringende Ersuchen um schleunige Be-

zu beantworten , von der Ansicht ausgehend , daß dieselben mit dem Bud¬
get des Jahres 1830 nicht im Zusammenhang « stehen.

Oldenburg , den 27 . März 1880.
Slaatsministerium.

v. Buttel.
v. Grün.
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antwortung der beiden obigen Fragen unter Ziffer 2

und 3 an die Staalsregierüng zu stellen " .

Nach dem Schreiben , m. H ., welches so eben eingegangen

ist, und worin uns erklärt worden , daß der Kündigungstermin

bis zum 1. Nov . hiuausgcschoben sei, schein ! doch noch gor
keine Auskunft über die beiden Fragen unter Ziffer 2 und 3

gegeben zu sein, da wir nicht wissen , ob die Regierung be¬
absichtigt , diese Convention zu kündigen und im Falle der

Kündigung , was sie dann ferner beabsichtigt , da wir auch

nicht mit Bestimmtheit wissen iönnen , daß am 1. Nov . schon

ein allgemeiner Landtag zusammen berufen ist und Vas Be¬

dürfnis vorliegt , die Sache in Erwägung zu ziehen , so glaube

ich Namens des Ausschusses Recht zu haben , wenn ich sage,

daß durch das eben eingegangene Schreiben die Anträge

keineswegs überflüssig geworden sind , sondern gar nicht da¬

durch berührt werden und daß wir dem Landtage empfehlen

müssen , auf der sofortigen Beantwortung dieser beiden

Fragen zu bestehen.
Reg . - Comm . Plate : Die Ansicht des Berichterstatters

theile ich, daß das , was von Seiten des Finanzausschusses

als Frage hingestellt ist , nicht durch das Schreiben der Re¬

gierung beantwortet ist. Das Schreiben war auch bereits

fertig , bevor der Ausschußantrag an die Mitglieder der Re¬

gierung gelangt ist ; eS ist auch keineswegs jene Beantwor¬

tung damit beabsichtigt . Ich muß zurückkommen auf die Ge¬

schichte der Zusatz - Convention , auf die in der ersten Frage

hier Bezug genommen ist . Im Frühjahr 1849 wurde in

Bremen von den Abgeordneten der 3 freien Städte in Ge¬

meinschaft mit einem von Oldenburg Abgeordneten die soge¬

nannte Zusatzacte verabredet , in der Weise aber , daß eine

Verbindlichkeit von Seiten der 4 Regierungen nicht sofort

vorlag , darauf einen Vertrag abzuschließen , namentlich die

Abgeordneten der 3 freien Städte erklärten , daß sie die Ge¬

nehmigung zu dem , was sie dort verabredet hätten , erst von

ihren Regierungen einholen müßten . Natürlich handelt es

sich in allen den Städten außerdem um die nachträgliche Ge¬

nehmigung der Bürgerschaft . Das liegt in der Verfassung

jener Städte . Aber bis zu dem Stadium war die Sache

noch nicht , sondern es fehlte den Bevollmächtigten die aus¬

drückliche Zustimmung ihrer Regierung zu dem , was sie dort

verabredet hatten . Die Vollmacht des Abgeordneten von Ol¬

denburg war eine weitere , allein als er erfuhr , daß die Voll¬

machten der andern Bevollmächtigten nicht soweit gingen,

so machte er auch von seiner Vollmacht einen ebenso be¬

schränkten Gebrauch , wie die Herren lhaten , mit cenen er in

Geschäftsverbindung stand . In Folge dessen erfolgte eine

Verabredung , die dem allgemeinen Landtage vorgelegt wurde.

Es kam jedoch beim 1. Landtag nicht zu einer Berathung

darüber . Der Antrag der Regierung ging — unter Vor¬

anstellung ber Geschichtserzählung , wie ich sie hier ange-

deute : habe — dahin : der Landtag möge seine Einwilligung

dazu erklären , daß die Regierung freie Hand bekomme.
Werde dann die Verabredung , um die es sich handle,

von der andern Seite gutgeheißen , und eine Convention dar¬

auf gegründet , so könnte tann die Regierung auch ihrerseits

die Einwilligung geben , und die Ratification im Einver-

ständniß mit dem Landtage crtheilen . Hiermit möge sich der

Landtag einverstanden erklären . Also eine Convention , oder

ein Zusatz zu der alteren Convention mit gleicher Verpflich¬

tung der Staaten , der nur noch die Ratification gefehlt hätte,

ein solcher Vertrag ist noch gar nicht geschloffen gewesen.

Der bezeichneie Antrag der Staaisregierung an den ersten allge¬

meinen Landtag ist jetzt durch Schreiben des Ministeriums

an den Landtag zurückgenommen . Der Landtag wird sich

dessen erinnern aus den Protocollen . Es ist ein Schreiben

an das Präsidium des Landtags abgegangen ; ich glaube , eine

Antwort von Seiten des Landtagspräsidiums ist nicht darauf

erfolgt , nach meiner gestrigen Erkundigung . In diesem

Schreiben sprach also die Regierung den Wunsch aus , die

sogenannte Zusatzconvcntion , wie sie in der Verabredung

erst bestand , aus dem Archiv des Landtags wieder zurück
zu bekommen.

Darin liegt , glaube ich, die Antwort , die das Ministerium

ertheilen könnte aüf die Frage all I . Die Frage 2 lautet:

»Beabsichtigt die Staatsregicrung , die alte Brigade - Conven¬

tion im nächsten Kündigungstermine zu kündigen ? " Siefragt

also nach dem , was die Regierung in Zukunft einmal thun

werde . Es ist darüber noch gar kein Beschluß gefaßt , also

kann diese Frage gar nicht beantwortet werden . Die 3 . Frage

lautet ähnlich : „ Beabsichtigt die Staatsregierung im Fall der

Kündigung einen neuen Vertrag zu schließen ?" ES wird wieder

nach dem gefragt , was die Regierung thun will , wenn ge¬

wisse Fälle eintreten , von dem Eintreten man noch gar Nichts

sagen kann . Also auch darauf wird Nichts anderes zu ant¬

worten sein , als das , was wir künftig thun wollen , darüber

haben Sie noch gar keinen Beschluß gefaßt.
Präsident : Ich bemerke , daß ich das Schreiben und

Zurückbehändigung der Convention an den Finanzausschuß ab¬

gegeben habe.
Herr Böckel hat das Wort.

Abg . Dö ' ckel ( Berichterstatter ) : Meine Herren , wir

haben über den ersten Punkt die Additional -Acte , welche dem

ersten aufgelösten Landtage vorgelegt wurde , dem Landtage

vorgeschlagen , in der Uebcrzeugung hinweg zu gehen , daß,

wenn die Staatsregierung darüber schweige , wir annähmen,

baß man von in Krafttreten dieser Additional - Acte gänzlich

absehe.
Es genügt nach unserer Ansicht das keineswegs , was in

dem uns mitgetheilten Schreiben gesagt ist, daß die Additional-

Acte bereits aus dem Archiv zurückgefordert sein würde , denn

man könnte einestheils noch nicht mit Bestimmtheit anneh-

mcn , daß ein solches Zürückfordern bedeute , daß man von

der Additional -Acte absehcn wolle.

Wenn ich den Herrn RegierungsrCommissar recht ver¬

standen habe , so hat dies in dem Ausdrucke liegen sollen . Ich

glaube , es ist nicht Sache des Finanzausschusses , darauf ein¬

zugehen , ob ein solches Zurückfordern aus dem Landtagsar¬

chiv daS Gebräuchliche wäre . Ich glaube , wir können bei
59*
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der Erklärung des Herrn RegierungS -Commiffars , daß man
davon absehe , uns ganz beruhigen , wie wir auch dem Land¬
tag vorgeschlagen haben.

Was den andern Punkt betrifft , ob die Regierung zu kündigen
beabsichtige , und was im Falle der Kündigung geschehen solle,
so dünkte unS das eine sehr natürliche Frage bei der Wich¬
tigkeit dieser Angelegenheit . Wir glaubten auch nicht , eine
Frage zu thun , die die Regierung in Verlegenheit setzte , wie
wir von dem Herrn Regierungs -Commissar gehört haben,
denn da der regelmäßige Kündigungstermin in 3 Wochen be¬
vorsteht und selbst ein Antrag auf Verlängerung dieses Ter¬
mins nicht von unserer  Regierung ausgegangen , son¬
dern von den Hansestädten gebracht ist, so konnten wir mit
Recht erwarten und vermuthen , daß die Regierung bereits
3 Wochen vor dem Kündigungstermine doch in reifliche Er¬
wägung gezogen haben würde , was sie am 1 . Mai zu thun
beabsichtigt.

Meine Herren , ich glaube , da das nicht geschehen ist,
so müssen wir sie um so dringender auffordern , uns eine Er¬
klärung zu geben , damil sie jetzt wenigstens durch uns Ver¬
anlassung bekommt , diese wichtige Frage in Erwägung zu
ziehen , deshalb also kann ich den Antrag des Finanz -Aussch.
nur um so mehr empfehlen.

Regierungs - Commissar Plate : Der Herr Berichterstat¬
ter versucht , meinen Worten einen bestimmteren Ausdruck zu
geben ( Abg . Böckel bittet ums Wort ), wie ich dort hineinge¬
legt habe.

Was die Regierung in Zukunft thun will , darüber , sage
ich, hat sie noch ke ine n Beschl uß gefaßt.  Das nehme
ich ganz allgemein und beziehe es auch ausdrücklich hiermit
aus die Zusatzconvention — vielmehr auf den Entwurf  der
Zusatzcvnvention , wie er dem ersten allgemeinen Landtage mit-
getheilt worden ist . Ich habe zwar die persönliche Ueberzeu-
gung , daß auf diese damalige Basis ein Vertrag nicht von
der Regierung beabsichtigt wird.

Was die fernere Mitthcilung anbetrifft , meine Herren,
so habe ich zu bemerken : wenn ein Verlrag unterhandelt,
wenn darüber correspondirt wird , ob man hier einen Vertrag
kündigen wolle oder nicht , oder ob der Kündigungstermin
hinauszuschieben sei oder nicht , kurz und gut , wenn über ir¬
gend einen Gegenstand zwischen zwei verschiedenen Regierun¬
gen Verhandlungen statlsinden , so ist es nicht Gebrauch , da¬
von solche Mittheilung zu machen , die in die Ocffentlichkeit
kommen.

Schon die erste Verhandlung über die projcctirte Zusatz¬
konvention am ersten allgemeinen Landtage hatte nicht die
Aussicht , vertraulich behandelt zu werden , obgleich die Regie¬
rung den Wunsch ausdrücklich aussprach . Hätte die Regie¬
rung jetzt Mittheilungen gemacht entweder an den Finanz-
Ausschuß oder in der Sitzung des Landtags , oder in dem
Schreiben an den Landtag , so war das immer öffentlich.

Den Auöschußsitzungen ist ausdrücklich die Oeffentlichkcit
beigcgeben als Attribut ( indem in der Versammlung sich Wi¬
derspruch dagegen erhebt ) - nun gut , nur für die Landtagsmit-

gliedcr ; ich beichränke es in dieser Weise ; allein es würde
alsdann immer der Character der Vertraulichkeit aus¬
drücklich auszudrücken sein . Die Schreiben , die die Staats-
regierung an den Landtag gerichtet hat , haben Sie allzeit
zu den Acten genommen und damit addrucken lassen , und
auch die Mitlheilungen , die ich als Bevollmächtigter an den
Vorstand des Finanz -Ausschusses gerichtet habe , sind eben¬
falls wörtlich gedruckt.

Wäre eine vertrauliche Mittheilung gewünscht , so hätte
sich die Sache anders gestaltet.

Abg . Lindemann : Meine Herren , ich bedaure wieder,
daß eine Verständigung über den einfachen Gegenstand zwi¬
schen Landtag und Regierung so schwer fällt . Den Satz,
den uns der Herr Regierungscommissar gesagt hat , daß bei
der schwebenden Verhandlung zwischen der Staatsregierung
und den freien Staaten eine Mittheilung an den Landtag
nicht thunlich sei, kann ich -in dieser absoluten Ausdehnung
nicht anerkennen . Verträge von großem politischen Einfluß
und Bedeutsamkeit pflegen allerdings vor dem Abschluß oder
während der Umcrhandlung für die ständische , parlamentari¬
sche Handlung  nicht mitgetheilt zu werden , allein da der
geforderte Vortrag gedruckt vorliegt , da dieser gedruckte Bor¬
trag gar kein Geheimniß ist, damit den Städten nur verhan¬
delt wird , ob dieser gedruckte Vortrag , diese alte Convention
verlängert werden soll , ob ihre Kündigungszeit verlängert
werden soll , meine Herren , so bestehen nicht Grund , nicht Ge¬
heimniß , warum darüber Landtag und Regierung sich nicht offen
verständigen können . Also die Mittheilung ist möglich und
die Verständigung wird nicht ausgeschlossen dadurch , daß unsre
Fragen 2 und 3 Gegenstände betreffen , die möglicher Weise
von der Regierung noch nicht weiter beschlossen sind . Al¬
lein da sie vor ihrer endlichen Entscheidung doch vor den
Landtag kommen muß , so wird die Form eine gemeinschaft¬
lichen Berathung , der dem Beschlüsse vorangeht , am sichersten
zu Recht und Einverständniß führen . Eine Schwierigkeit finde
ich nirgends begründet . Daß uns der Herr Regierungs¬
commissar sagr , und darauf aufmerksam machr , daß seine Worte
nicht den bestimmten Sinn haben können , Len mein College
Bö ckel darin findet , dafür sind wir ihm Dank schuldig , denn
er beseitigt dadurch eine Ungewißheit und Unklarheil , die sonst
zwischen ihm und uns bestehen würde . Nichts ärgerlicher,
als wenn man erst glauben macht , man habe Etwas bestimm¬
tes versprochen und hernach diplomatifirend sagt : Ich habe
es nicht gesagt , meine Worte hatten eine andere Bedeutung.
Aber nochmals komme ich darauf zurück . Zch glaube , der
Landtag kann die Beantwortung der Fragen fordern , die hier
gestellt sind , und die Regierung , wenn sie, wie ich voraussetze,
den guten Willen hat , alle mögliche Einträglichkeit zwischen
sich und dem Landtage herzustcllen , hat keine Gründe , diese
Fragen abzuweisen.

Abg . Wtbel : Meine Herren , verschwenden wir nicht
so viel unnütze Zeit mit diesem Gegenstände . Mir scheint , die
Sache liegt klar und einfach . Lassen Sie uns lieber einmal
dreist und klar aussprechen : worum handelt es sich bei dieser
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Frage ? Nicht um eine Militärconvention mit den Hansestäd¬
ten , sondern um das , was man an deren Stelle gesetzt zu
sehen fürchtet . Als die Frage an die Staatsregierung ge¬
stellt wurde , war das Gerücht verbreitet im Lande und im
Landtage , daß es mit der Kündigung der Convention der
Hansestädte so lax und leicht genommen wurde , weil man an¬
dere Mittel im Auge hätte . Nun , meine Herren , wir werden
hoffen dürfen , eine Militärconvention mit Preußen  kommt
jetzt nicht mehr zu Stande . Cs kommen wohl Hiobsposten
von Erfurt , aber keine Militär -Convention nach Oldenburg.
Darum ist das ganze Interesse hinwcggefallen . Ich möchte
beantragen , die Fragen zu stellen , wie sie der Ausschuß noch
einmal empfohlen hat zu 2 und 3 ; die hohe Staatsregierung
wird sich dadurch nicht im geringsten verletzt und beeinträch¬
tigt sehen , sic wird die Antwort dahin geben , daß sie den Ge¬
genstand nur in vertraulicher Mittheilung , auf welche der
Herr Regierungscommissar hingewiesen hat , behandeln könne
und das ist dann auch unser Wunsch.

Abg . Strackerjan : Ich habe den Ausschußantrag
mitgestellt und möchte ein Paar Worte zur Motivirung mei¬
ner Abstimmung sagen.

Ich halte zwar durch das Schreiben der Staatsregierung
das heute vom Herrn Präsidenten uns mügetheilt worden ist,
die Sache nicht erledigt , glaube aber , daß sic durch die nach¬
trägliche Erklärung des Herrn Regierungscommissars erledigt
ist . Wenn ich recht verstanden habe , hat der Herr Regierungs-
Commiffar erklärt , daß die Regierung noch keinen Beschluß
darüber gefaßt hätte , was sie in dieser Beziehung beabsichtige;
ich glaube , wir können sie auch nicht zwingen , darüber jetzt.
Beschluß zu fassen , sich darüber zu entscheiden . Damit ist
aber gar nicht ausgeschlossen , daß der Finanzausschuß die
Sache erwägt und dann dem Landtage vorlegt , was in die¬
ser Sache zu beantragen ist, ob der Landtag beantragen will,
die Convention jetzt oder erst im Novbr . zu kündigen oder
ob sie ungekündigt bleiben soll.

Ich kann daher jetzt nicht für den Ausschußantrag stim¬
men , indem ich die Sache erledigt halte.

Abg . v . Finckh : Der Abg . Strackerjan  hat schon
vorweggcnommcn , was ich sagen wollte . Ich habe einen An¬
trag sormulirt , und wollte ihn der Versammlung empfehlen:
»Zn Erwägung der heutigen Erklärung des RegierungSbevoll¬
mächtigten geht der Landtag über den Antrag des Ausschus¬
ses zur Tagesordnung über . "

Auch ich habe in der Antwort des Regierungs - Bevoll¬
mächtigten gefunden , daß die Regierung bis jetzt weder sä 1
noch sä 2 einen Beschluß gefaßt habe . Ob sie wie geäußert
wurde , genügende Veranlassung gehabt , bereits einen Beschluß
zu fassen , — darauf brauchen wir uns nicht einzulassen , son¬
dern da die Antwort so wie geschehen gegeben ist, so glaube
ich, müssen wir uns auch damit begnügen.

Ob es überhaupt cvnstitutionell ist, daß da , wo noch
Verhandlungen schweben , Mittheilungen gemacht werden?
können wir dahin gestellt sein lassen . Was wir nach der erhalte¬
nen Antwort aber jetzt zu thun haben , ist mir nicht zweifelhaft.

Abg . Wibcl : Das glaube ich nicht , meine Herren , die
Staatsregierung hat durch den Mund ihres Bevollmächtigten
sehr deutlich zu verstehen gegeben , daß vertrauliche Mitthei¬
lungen wohl zulässig seien , daß sie aber wohl gewünscht werden
könnten von unsrer Seite , wo eine solche wichtige Frage be¬
vorsteht , scheint unbedenklich . Der Antrag darauf wäre ge¬
rechtfertigt , selbst wenn man uns sagt , daß eine Entschließung
noch nicht gefaßt ist , denn daß der Plan nicht deslowenigcr
vorbereitet sein kann , scheint mir sehr klar.

St .- Minist . v . Buttel : Meine Herren , was vom Herrn
Rcg .- Commissar bemerk ! wurde , bezog sich blos auf frühere
Verhandlungen . In diesem Augenblick ist gar nichts mitzu-
theilen , weder vertraulich noch öffentlich , denn die Regierung
Hai eben noch Nichts darüber beschlossen , und hat auch nichts
darüber zu sagen.

Präsident : Ich frage , ob der Antrag des Abgeord-
v. Finckh unterstützt ist.

Ist unterstützt.

Da sich Niemand weiter zum Worte gemeldet , so erkläre
ich die Dlscussion für geschlossen , vorbehaltlich des letzten
Worts des Berichterstatters.

Abg . Böckel ( Berichterstatter ) : Ich muß zunächst
das Wort des Herrn Reg .-Komm, , als hätte ich versucht
seinen Worten eine andere Beziehung unterzulcgen , ganz ent¬
schieden zurückwetsen . Wenn die Worte anders ( Stimmen
in der Versammlung : jetzt wohl erledigt .) gefaßt waren/so
liegt das nicht in dem , was mir Schuld gegeben wurde.
Wenn ferner gesagt wurde , daß correspondirt würde über
diesen Gegenstand und nachher hinzugesetzt wurde , daß durch¬
aus noch kein Beschluß gefaßt wäre , und die Staatsregierung
nichts wüßte , so will ich dahin gestellt sein lassen , ob cs
Gebrauch ist, dann dem Landtage Mittheilung zu machen.
Ich glaube aber , wir müssen uns die Mittheilung um so
mehr erbitten , da wir gehört haben , daß die Smatsregicrung
noch nichts weiß , damit die Slaatsregierung Veranlassung
nehme , während des Beisammenseins des allgemeinen Land¬
tags in der Sache bestimmte Anträge zu stellen . Die Sache
ist von so großer Wichtigkeit , wie ich schon früher bemerkt
habe , daß wir nicht wohl wünschen können , daß die Ent¬
scheidung in eine Zeit fällt , wo der Landtag nicht beisammen
ist und wo durch einseitiges Handeln der Regierung das
Land aus eine Reihe von Jahren wieder gebunden werden
könnte . Es ist uns diese Militärconvention in vieler Be¬
ziehung hindernd entgegen getreten . Ich weise Sie blos auf
die Verhandlungen in der Militärschule hin . Wenn ferner
von Oeffentlichkeit gesprochen wurde , der man die Verhand¬
lungen nicht preis geben wolle , so haben wir , wenn der Aus-
schusbericht nur aufmerksam gelesen wird , eben darauf hin-
gewiesen , daß wir nicht eine Oeffentlichkeit im Allgemeinen
gewollt oder verlangt haben , sondern daß uns überhaupt
Milthrilungen gemacht werden möchten . Ich glaube aber
nicht , daß es dann Sache des Landtags ist, wie der Herr
Rrgierungs -Commissar meint , auf vertrauliche Mittheilung
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anzutragen , sondern wenn der Landtag um Auskunft bittet,
und die Negierung glaubt , daß dies nur vertraulich geschehen
kann , so ist eö die Pflicht der Regierung , zu erklären : Es
könne nur vertraulich geschehen . Desbalb meine Herren,
muß ich Ihnen doch den Antrag des Ausschusses dringend
empfehlen und Sie bitten , nicht darüber weg zur Tagesord¬
nung zu gehen , denn Sie gingen dann über einen sehr wich¬
tigen Gegenstand weg zur Tagesordnung . Nachdem wie der
Herr Rcg .- Comm . übrigens seine Acußerung über die Mög¬
lichkeit erläutert hat , muß ich doch — ich weiß n cht wenn
nicht im Sinne der Majorität des Ausschusses , sonst in mei¬
nem Namen — beantragen , das auch die erste Frage : Was
beabsichtigt die Slaatsregierung hinsichtlich der Addikional-
Convention mit den freien Städten vom Jahre 1849 ? Sol¬
len die Verhandlungen darüber nur ruhen bleiben , oder soll
nicht die Sache durch gänzliches Zurückziehen oder auf andere

Art zur Entscheidung gebracht werden ? daß auch diese Frage
aufs neue dringend an das Staatsministerium gerichtet
werde . Wir können die Regierung nicht zwingen sich darü¬
ber zu entscheiden und einen Beschluß zu fassen ; wir legen
ihr aber sehr dringend an das Herz , daß sic eine Entschei¬
dung haßt , so lange und während der Landtag noch im
Stande ist, auch seine Ansicht über diese wichtige Angelegen¬
heit zu äußern . Ich empfehle ihnen den Antrag des Aus¬
schusses.

Präsident : Es liegen vor : der Antrag des Ausschusses:
„Der Landtag wolle beschließen : .

daS nochmalige dringende Ersuchen um schleunige
Beantwortung der beiden obigen Fragen unter Zif¬
fer 2 . und 3 . an die Staalsrcgierung zu stellen ."

Und dann den Antrag deS Abg . v . Finckh auf Uebergang zur

Tagesordnung . Derselbe lautet:

„In Erwägung der heutigen Erklärung des Regie¬
rungsbevollmächtigten , geht der Landtag über den An¬
trag des Ausschusses zur Tagesordnung über ."

Ich bringe diesen Antrag aus Tagesordnung zuerst zur
Abstimmung und dann den Ausschußantrag.

Ich bitte also diejenigen Herren , welche dem Anträge
des Abg . v . Finckh:

„Zn Erwägung der heutigen Erklärung des Regie¬
rungsbevollmächtigten geht der Landtag über den An¬
trag des Ausschusses zur Tagesordnung über ."

Abg . Wibel : Darf ich mir ein Wort erlauben ? Soll¬
ten nicht fle „ Erwägungen " weggestrichen werden können,
wenn der Antragsteller vielleicht damit zufrieden wäre , oder
die Worte des Herrn Ministerpräsidenten statt dessen adoptirt
werden ? —

Abg . v . Finckh : Das ist mir gleich . Mir liegt blos
an dem Uebcrgang zur Tagesordnung.

Präsident : Also würde der Antrag lauten:
„Der Landtag geht über den Antrag des Ausschusses
zur Tagesordnung über ."

Diejenigen Abgeordneten , welche dem Anträge:

„Der Landtag geht über den Antrag des Ausschusses
zur Tagesordnung über " ,

beistimmen , bitte ich aufzustehen . — Der Antrag ist mit 22
gegen 18 Stimmen angenommen und damit dieser Gegen¬
stand erledigt . Wir fahren fort in der gestrigen Berathung,
„die Abänderungen und Zusätze des Rekrutirungsgesetzes " be¬
treffend . Wir sind gekommen bis Art . 22 . Der Art . 22 lautet:

„Diejenigen Wehrpflichtigen , deren Zahresclasse bereits
gelooset hat , haben ihre Wehrpflicht zu erfüllen , ohne
sich auf das Recht der Auswanderung berufen zu
können ."

Abg . Tappenbeck (Berichterstatter , verliest ) :
Zum Art . 22.

Der Art . 51 des Staatsgrundgesetzes , welcher lautet:
„Die Auswanderungsfreiheit ist von Staatswegen
nicht beschränkt , Abzugsgcldcr dürfen nicht erhoben
werden ."

bezieht sich natürlicher Auslegung zufolge nicht auf solche
Fälle , in denen die Auswanderung bestimmten gegen den
Staat übernommene Verbindlichkeiten widerstreiten würde.
Ein Beamter z. B . welcher seine Dienstleistung auf eine be¬
stimmte Zeit dem Staate versprochen hätte , würde vor Ablauf
dieser Zeit , jenes Artikels ungeachtet , nicht auswanderfl dür¬
fen . Ebensowenig wird es derjenige können , welcher durch
gesetzlich gebotene Einstellung in den Militärdienst zu einer
bestimmten Dienstzeit verbindlich gemacht ist . Nur die allge¬
meinere Verbindlichkeit , daß jeder Wehrfähige , so lange er
dieses ist, dem Lande wehrdienstpflichtig bleibt , würde der Auswan¬
derung nicht cntgegcnstchen , so wenig wie die übrigen allgemeinen
Verbindlichkeiten , wie z B . die Steuerpflicht , welche bas Ver¬
bleiben in dem betreffenden Staatsverbande zur Voraussetzung
haben.

Diese Auslegung ist dem Art . 51 überdies durch aus¬
drückliche Erklärung beider vereinbarenden Theile bei seiner
Festsetzung gegeben werden.

(Vergl . die Protokolle des Landtags zur Vereinbarung
des Staatsgrundgesetzes S . 302 und 303 .)

Zweifelhafter erscheint die Frage , ob der Zeitpunkt jener
Verbindlichkeit erst mit erfolgter Einstellung in den Militär¬
dienst , oder schon mit der Loosung einlrete . Für Letzteres kann

angeführt werden , daß durch die Lvofung bereits eine beson¬
dere Verbindlichkeit entstehe , nämlich die sich zur Aushebung
und demnächst , falls Las Loos dafür entschieden hat , zum
Eintritt in den Dienst zu stellen . Dagegen  kann gesagt
werden , daß die Loosung nur darüber entscheide , ob jene Ver¬
bindlichkeit demnächst zu übernehmen sein werde , mithin solche

zwar näher bringe , keineswegs aber schon existent mache , daß
sonst folgerichtig auch schon die Pflicht , sich demnächst zur
Loosung zu stellen , die Auswanderung finden müsse . Auch
bei der oben angezogenen Verhandlung des Landtags geschah
dieses Zweifels Erwähnung und sprach sich der Präsident der
Versammlung dafür aus , daß die Loosung dem Auswanderungs¬
rechte nicht entgegenstehe , ohne daß übrigens ein Ausspruch
der Versammlung über Viesen Punkt veranlaßt wurde . Da
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indcß die  bestehende Gesetzgebung , welche hier zu¬
nächst maßgebend sein muß, bereits durch Loosung  die Ver¬
pflichtung als begründet ansieht:

Bcrgl. §. 37. des Rckrutirungsgesetzes für das Her¬
zogthum:

„Wer durch freiwillige Meldung oder durch sein
Loos  zum Eintritt in den Dienst verpflichtet, ohne
genügend nachgewresene Entschuldigungsgründe>m
Eintrittstermine nicht erscheint, wird als Widerspensti¬
ger Wehrpflichtiger betrachtet und unterliegt einer Ar¬
reststrafe von einem bis drei Monaten;  es
wäre denn, daß er überzeugend darzuthun vermögt?,
daß er schon zur Zeit des Eintrittstermins völlig und
bleibend undiensttüchlig gewesen sei.

Das Militär-Collegium hat für die baldigste Her¬
beischaffung solcher widerspenstigen Wehrpflichtigen
durch die geeigneten Mittel zu sorgen und dieselben,
wenn sie vor dem 10. Mai herbeigeschafftwerden,
noch sofort, sonst aber im folgenden Zahre auf sechs
Jahre in Dienst zu stellen."

und §. 58. daselbst:
„Jedem zum Eintritt in den Dienst Verpflichteten ist
bis. zu seiner wirklich erfolgten Einstellung in den
Dienst gestattet, einen Stellvertreter für sich zu stellen."

so wird es sich rechtfertigen, daß schon der Zeitpunkt der
Loosung als die Grenze der Auswanderungsfrciheitge¬
setzt wird.

Demnach wird der Artikel zur Annahme empfohlen."
Ich bemerke hier, daß ich mich als Berichterstatter der

Minorität nur insofern betrachte, als ich den Minoritätsbe¬
richt vorlese, ohne darüber präjudiziren zu wollen, wem als
Berichterstatter der Minderheit das letzte Wort gebühre.
(Verliest:)

„Die Minderheit (Niebour I., Görlitz)  erkennt mit
der Mehrheit den Satz an, daß man sich der durch den Art.
51. des Staatsgrundgesetzes garantirten uneingeschränkten
Auswanderungsfreiheitdurch besondere gegen den Staat
übernommene Verpflichtungen begeben  könne. Nur über
den Zeitpunkt, wann bei der Wehrpflicht diese besondere Ver¬
pflichtung eintritt, herrscht Meinungsverschiedenheit, indem
die Minderheit dieselbe erst mit dem wirklichen Eintritte in
den Militairdienst annimmt. Sie geht davon aus , daß ein
concludentes Factum vorliegen muß, aus welchem hervorgeht,
daß der Staatsangehörige sich dieses seines Rechtes entäußert,
eine besondere Verpflichtung wirklich übernommen hat. Die¬
ses vermag sie nicht in der Loosung zu finden, da es immer
ungewiß bleibt, ob die gezogene Nummer zum Aufruf kömmt.
Wenn der Wehrpflichtige aber zur Fahne geschworen hat,
dann endigt diese Ungewißheit, er hat dann jene Freiheit für
eine bestimmte Zeit daran gegeben, eine besondere Verpflich¬
tung gegen den Staat in der That  eingegangen. Die
Zweifel, ob in dem Factum der Loosung an und für sich
diese besondere Verpflichtung liege, hat die Majorität ' mit
Beziehung auf die bestehende Gesetzgebung zu beseitigen ver¬

sucht, indem darnach durch die Loosun  g schon die Verpflich¬
tung vorliege. Dies ist in solcher Allgemeinheit nicht rich¬
tig; denn der tz. 37. des Recrutirungsgesetzes spricht nur
von solchen, welche wirklich zum Eintritte schon ver¬
pflichtet sind,  was aus seiner Alternative (oder freiwil¬
lige Meldung) erhellt. Mit der Loosung an und für sich
findet indeß eine derartige Verpflichtung, wie oben gezeigt
ist, noch nicht Statt.

Ueberdieß darf die Anwendung dieses Gesetzes nicht zu
lässig gefunden werden. Der fragliche Artikel des Staats¬
grundgesetzes geht von ganz andern Voraussetzungen aus.
Derselbe hat , wie die desfallsigen Verhandlungen beim con-
stituirenden Landtage ergeben(conf. S . 300), von demBishe-
rigen abweichende auf ganz andere Grundlagen beruhende
militairische Einrichtungen im Auge, nemlich die noch zu or-
ganisirende allgemeine Wehrpflicht. Er ist den Frankfurter
Grundrechten entlehnt, die unter dem Eindrücke eines pa¬
triotischen Hochgefühls in's Leben getreten sind, und wobei
man nicht daran dachte, daß ein Deutscher sich des Mittes-
der Auswanderung bediene, um sich einer der höchsten Bür¬
gerpflichten zu entziehen.

Bei dem Fortbestehen der jetzigen militairischen Einrich¬
tungen, wo die Wehrpflicht noch als eine große Last betrach¬
tet wird, ist freilich nicht zu verkennen, daß die unbegränzte
Freiheit des Art. 51. zu großen Unzuträglichkeiten führen
kann, indem sich Mancher, auch wenn er eine hohe Nummer
hat, doch dem möglichen Eintritte in den Militairdienst ent¬
ziehen mögte. Es ist daher das Bedürfniß nicht von der
Hand zu weisen, daß in Beziehung auf die Wehrpflicht der
fragliche Artikel des Staatsgrundgesetzes einer Einschränkung
unterworfen werde; wie denn auch der preußische Reichs¬
verfassungsentwurf, welcher sich bekanntlich die Frankfurter
Verfassung zur Grundlage hat dienen lassen, den Zusatz aus¬
genommen hat: „falls die Wehrpflicht ihn nicht daran ver¬
hindert". Dieser Zusatz scheint indessen nicht bestimmt genug,
da die Wehrpflicht auch schon vor der Loosung angenommen
werden kann.

Die Minorität beantragt daher:
der Landtag wolle beschließen:

„daß hinter dem Satze im Art. 51. des Staals-
grundgesetzes: „die Auswanderungsfreiheit ist von
Staatswegen nicht beschränkt," der Zusatz zu machen
sei: „falls die mit der Loosung beginnende Wehr¬
pflicht ihn nicht daran verhindert".

Reg.-Com. Plate : Von meinem Standpunkte aus kann
ich nur die Annahme des Majoritätsgutachtens empfehlen.

Präsident : Wenn Niemand sich zum Worte meldet,
so werde ich . . .

Der Abg. Görlitz  hat das Wort.
Abg. Görlitz : Zu dem was bereits für die Minorität

im Ausschußberichte vorgebrachk ist, habe ich nurEiniges hin¬
zuzufügen. Man muß auf die Entstehung des Art. 51. des
Skaaisgrundgeietzes zurückblicken, dann wird man keinen Au¬
genblick zweifelhaft sein, daß unser Antrag gerechtfertigt ist.
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Zn Frankfurt hat man damals ausgesprochen , daß selbst die
Wehrpflicht das Auswanderungsrecht nicht beschränken dürfe;
weil man eine ganz andere Organisation der Wehrpflicht , eine
allgemeine Volksbewaffnung im Auge harte und dabei auf
die in Rede stehende Freiheit kein Gewicht legte ; hier bei dem
constituirenden Landtage hat man auch diese Seite in Betracht
gezogen und da den Grundsatz zum Beschluß erhoben , „ daß
persönlich eingegangene Verpflichtungen nicht willkürlich ge¬
brochen werden könnten ." Es steht also darnach fest , daß
derjenige , der sich dieser Auswanderungsfreiheic begeben will,
dieß durch eine besondere Verpflichtung , das heißt durch ein,
einem Vortrage ähnliches Verhälkniß gethan haben muß.
Solches kann aber nicht angenommen werden in der Loosung,
denn cs gehört , um einen solchen Vertrag rechtsgültig anzu¬
nehmen , eine bestimmte unzweideutige Thatsache , aus welcher
der klare Wille des Betreffenden , aus das tragliche Recht
verzichten zu wollen , hervorgeht . Mit der Loosung kann dies
nicht angenommen werden , denn mit der Loosung will ich
mich nicht verpflichten , sondern ich will mich möglicherweise
noch befreien . Habe ich aber zur Fahne geschworen , dann
unterliegt dies Wollen keinem Zweifel mehr . Die Minderheit
hat freilich nicht verkannt , daß dann große Unzuträglichkeitcn
eintreten könnten , diesen glaubte sie durch den Zusatz im Sinn
desMntrags vorzubeugen . —

Abg . Mölling : Es ist wahr , daß die Frankfurter
Beschlüsse den Grund gegeben haben für Aufnahme der Be¬
stimmung des Art . 51 . in das Staarsgrundgesetz , gleichwohl
können die Gefühle , die damals diesen Beschluß in Frankfurt
hervorriefen , kaum weiter in Betracht kommen . Ich gestehe
zu , daß cs sehr zweifelhaft ist , ob nach dem Art . 51 . der
Loosungstcrmin als wirkliche Verpflichtung angenommen wer¬
den kann und ob die Ausübung eines Rechts , welches nach
dem Staatsgrundgesetze feststeht und dem Staatsbürger ge¬
geben ist , gestattet , daß er mit dem Loosungstermine schon
gebunden ist . Jndeß bei diesem Zweifel möchten doch über¬
wiegend Gründe für die Annahme des Loosungstermins spre¬
chen , die Loosung giebt jedenfalls eine weitere Verpflichtung,
wenn die engere auch nur mit dem Eintritte in das Militär
beginnt . Alle die geloost haben , sind offenbar gebunden , dem
Rufe zu folgen und es ist nur ein Zufall , daß diejenigen,
die höhere Nummern haben , frei kommen . Die weitere Ver¬
pflichtung ist also schon eingctreten und ich fürchte , daß wenn
man den Eintrittslermin seststcllt , manche bedeutende Ver¬
wickelung nicht nur , sondern auch Nachtheile entstehen wür¬
den ; daß Mancher , der ein Loos zieht , was ihn zum Dienste
bestimmt , bei der Leichtigkeit der Auswanderung und bei dem
Wenigen , was ihn noch ans Vaterland hält , bewogen wer¬
den könne , das Vaterland gerade deshalb zu verlassen , und
dahin zu gehen , wo er vom Dienste frei kommt . Deshalb
möchte ich mich auch für den Loosungstcrmin aussprechen.

Abg . v . Fiuckh : Meine Herren . Ich bin der Ansicht
der Minderheit  des Ausschusses . Daß die Worte des
Staatsgrundgesetzes : „ Die Auswanderungsfreiheit ist von
Staalswegcn nicht beschrankt " , nicht ganz wörtlich zu

nehmen sind , darin sind wir wohl Alle einig . Sonst müßte auch
noch der einrollirke Soldat auswandcrn können ; denn nur als
Staatsbürger  hat er Pflichttreue . Wir sind also Alle
einig darüber , daß der Sinn  zu nehmen ist , der dem Ge¬
setze zum Grunde liegt , und nicht der strenge Worlsinn.
Hätten wir nun den Sinn zu prüfen ganz freie Hand,
so würden wir allerdings , aus den Rücksichten , die dafür
angeführt sind , ( daß die Loosung schon gewisse Verbindlich¬
keiten mit sich bringt , u . s. w . u . s. w .) kein Bedenken tra¬
gen können , schon den Loosungslermin als den Termin zu
setzen , den man , ohne dem Gesetze Zwang anzuthun , als
Grenze der Auswanderungsfreiheit nehmen könnte . Wenn
man aber den Sinn eines Gesetzes deuten will , so ist man
im Zweifel an die Motive  gebunden . Diese haben wir
theils in den Frankfurter Protocollen , theils in den Protokollen
des vereinbarenden Landtags . Daß man in Fr a nk furt nicht
der Ansicht war , daß der Loosungslermin  schon bindend
sein solle , darüber sind wir wohl einig . Es kommt aber , da
wir jene Bestimmung in unser Staatsgrundgesetz ausgenom¬
men haben , und zwar früher , bevor noch die Sache in Frank¬
furt festgestellt war — vorzugsweise , auf den Sinn an , den
unsere  Gesetzgebung damit verbunden habe . Sehen wir
nun die Protocolle des vereinbarenden Landtags nach , so
glaube ich , können wir unmöglich annrhmen , es solle der
Loosungstcrmin schon die Grenze sein , sondern wir müssen
darnach erst den wirklichen Einstellungstermin  als
die Grenze annehmen . Es thut mir leid , daß ich so inter-
pretiren muß ; ich finde aber , es ist nolhwendig , denn wir
stehen hier bei der strengen Auslegung eines Gesetzes.
Als bei der Verhandlung über diesen Artikel 51 . derselbe ver¬
lesen , und hin und her gesprochen war , — man kam auf
das national - ökonomische Feld von Ackerbau u . s. w ., —
erklärte der Hr . Reg .-Eomm ., in Bezug auf Art . 51 . bemerke
er noch , „ daß die Regierung zwar vollkommen einverstanden
sei, daß die Auswanderung nicht durch Zwang zu verhindern
sei, daß dieselbe aber auch der Ansicht sei , daß besonders
übernommene Verpflichtungen , z. B . der Staatsdiener , der
Soldat , u . s. w ., durch Berufung auf diesen Art . nicht be¬
seitigt werden könnten . " Es wurde indeß kein Antrag darauf
gegründet , man hielt es genügend , wenn dies zu Protokoll
erklärt weide . Darauf wurde von einem Abg -, der jetzt wie¬
der in ' unsrer Mitte ist , gesagt : „ daß es zweifelhafter sein
könne , ob , wenn jemand geloost habe , aber noch nicht ein-
getrcten sei , dieser frei auswandern könne . " Der damalige
Präsident bemerkte : wenn der Entwurf unverändert angenom¬
men werde , unterliegt es wohl keinem Zweifel , daß im letzter»
Falle die Auswanderung gestattet sei ; es verstehe sich außer¬
dem von selbst , daß das Recht der Auswanderung nicht dem
Minderjährigen für sich allein zustehe , denn der minderjäh¬
rige Sohn könne sein Domicil nicht auf eigene Hand ver¬
legen , — ein Vorbehalt darüber werde nicht nöthig sein.
Nachdem nun noch etwas andres verhandelt worden war,
sagte am Schluffe der Präsident:

„beim Art . 51 . selbst , sei von Seiten der Regierung
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die Ansicht ausgesprochen , daß persönlich Angegangene
Verpflichtungen , z. B . der Staaisdiener , auf Grund
dieser Bestimmung durch Auswanderung nicht will-

küdriich gebrochen werden könnten ; es werde dieses
auch als Ansicht der Versammlung ins Protokoll nie-

dcrzulegen sein , wenn kein Widerspruch erfolge --.
Wicderspruch erfolgte nicht . Weiter kommt hierüber in

den Protokollen nichts vor.

Nehmen wir dies » rin , so glaube ich kaum , daß wir

unö über den Sinn der damaligen  Verhandlung täu¬
schen , und darüber zweifelhaft sein können . Es war ent¬
schieden , deucht mir , hiernach die Ansicht der Versammlung,

daß , wo das Venragsverhäliniß schon ganz klar  hervor-
getrctcn sei, da solle es auch geachtet werden müssen , wo das
aber nicht der Fall sei , wie bei jungen Leuten , die zwar

schon geloost haben , aber noch nicht Soldat sind , da soll es
nicht geschehen . — Auslegcn  kann ich hiernach die frag¬

liche Bestimmung unsers Staatsgrundgesetzcs nicht anders,

als sic die Minorität ausgclcgt hat . Daß diese Bestimmung,

so verstanden , unzweckmäßig  ist , das wird Niemand be¬
streiten ; da es aber einmal Gesetz ist, so können wir auf keine
andere Weise davon kommen , als daß wir einen Zusatz ma¬

chen, der freilich erst vom nächsten Landtag definitiv  be¬
schlossen werden kann , nämlich dahin : die Zeit von der Loo-

suug bis zum Eintritte mit zu begreifen.
Abg . Pancratz : Ich chin für die Ansicht der Majori¬

tät , und ich glaube allerdings , daß man aus der Losung auch
nur schließen kann , daß Jemand zu erkennen geben will , baß
er seiner Wehrpflicht Genüge leisten will . Wenn für die
Minorität geltend gemacht worden ist , baß er seine Wehr¬
pflicht nicht erfüllen wolle , daß er vielmehr die Absicht habe,

von der Wehrpflicht sich zu befreien , so glaube ich das nicht,
im Gegentheil , wir können nur annehmen , daß er nach dem
Ausfall der Losung sich stellen wird , und wenn er sich dann

noch entziehen will , so ist dies nach meiner Meinung eine

Reservation , die »vir nicht berücksichtigen dürfen.
Abg . Werry:  Meine Herren ! Ich glaube , wir müs¬

sen unterscheiden zwischen dem Eintritt der Verbindlich¬
keit  und dem Zeitpunkt der Erfüllung  derselben . Die

Verbindlichkeit , die Verpflichtung  zum Militair-

dienste tritt mit der Loosung ein . Denn sobald Jemand sich
dem Loose unterwirft , so erklärt er damit zugleich stillschwei¬

gend , daß er das , was das Loos ihm zutheilen werde , erfül¬

len wolle . Die Erfüllung  der Verpflichtung tritt dagegen
erst mit der Einstellung bei der Fahne ein.

Mit der Loosung , als dem Zeitpunkt des Eintritts der

Verbindlichkeit  muß also die Auswanderungsfreiheil
aufhörcn.

Abg . Wibel : Diesem muß ich mich anschlicßen . Mit

der Loosung , meine Herren , beginnt die Verpflichtung gegen

den Staat , wie der Abg . Pancratz  richtig gesagt hat : Wer
an die Loosungsurne hinantrilt , und will bloö den Versuch

machen , ob er sich frei loost , und im andern Fall verzichten

aufs Staatsbürgcrrccht , der hätte nicht ehrlich gehandelt und
24

den könnte das Staatsgrundgesetz nicht mehr dadurch begün¬

stigen , daß es ihm die Auswanderung gestattet . Wenn der
Abg . v . Finckh sich ausgesprochen hat über die Verhanv-
ungcn auf dem constit . Landtage , so ist schon viel darüber
geredet und gesprochen worden , und ich glaube , es hat sich
schon klar bargelegt , daß der Ausspruch , den der damalige

Landtagspräsident that , nicht von der Versammlung advptirt
war und das war begründet in Richtigkeit . Denn hätte der

constituirende Landtag die Anwendung auf einzelne Fälle ins
Auge fassen wollen , wahrlich er hätte noch länger tagen

müssen , als er schon gethan hat . Außerdem gründete sich
die Ansicht des Landtagspräsidenten auf eine vielleicht nicht

ganz klar gefaßte Ansicht und Meinungsverschiedenheit , die
darüber besteht , in wieweit ein Minderjähriger ohne Zustim¬

mung seiner Aeltern gültig auswandern könne . Auf keine
Weise kann man annehmen , daß der const . Landtag ein speciellcö

Prinzip hat aussprechen wollen , und legen wir das Staats¬

grundgesetz aus , wie cs recht ist . Nun , meine Herren , ich
will nicht die strenge  Auslegung , sondern die nach der

Vernunft . Nach der Vernunft aber muß die Loosung ent¬
scheiden , darüber , glaube ich, sind wir Alle einig.

Abg . Mölling : Ich muß es offen gestehen , ich bin
auch zuerst der Ansicht gewesen , daß der Einstellungötermin
allein daö Recht der Auswanderung aushebe . Ich habe mich

aber auch Hineingebacht in die Verhältnisse und habe gesun¬
den , daß , wenn überhaupt eine Einschränkung statt fände,
wenn man mchr auch dem Soldaten gestatte , auSzuwandern,
dem Beamten gestalte , sem Amt niedcrzulegen und auszu¬
wandern , daß man dann auch den Verhältnissen Rechnung

tragen muß und daö Auswanderungsrechl jo beschränken,
baß wenn die Verpflichtung Antritt , man sie nicht mehr ge¬

statte , und allgemein — hat der Ädg . Werry  sehr richtig
bemerkt , — allgemein lft tue Verpflichtung eingerreten . Was
aus dem Landtage gesagt ist, sind einzelne Bemerkungen , die

nicht in bas Gesetz ausgenommen sind und unmöglich können

einzelne Bemerkungen als Motive zum Gesetz angesehen wer¬
den , noch weniger als Gesetz selbst gellen . Wir haben den

Beschluß gefaßt , bas Auswanderungscecht ist nicht so unbe¬
schränkt , daß nicht bestimmte Verpflichtungen , die ihm cntge-

genstehn , es ausheben . Sv glaube ich , eaß wir bel allen
Zweifeln unS um so mehr der Ansicht anschließen können , da

wir darin einverstanden sind , daß un entgegengesetzten Falle
bedeutende Nachlheile entstehen werden.

Abg . Strackerjan : Ich bin auch der Ansicht , die
von den letzten Vorrednern entwickelt worden ist, ich glaube

auch , daß durch das LooS bre Mititalrpflicht begründet ist.
Ich habe aber umö Wort gebeten , um aus einen andern

Gegenstand aufmerksam zu machen . So viel ich in den Ab-

theilungSberathungen gehört habe , findet in dem Fürstenlhum,
nämlich in Birkenftld , die Loosung m Jahres - oder kurz vor
dem wirklichen Diensteinliitl statt , während hier un Herzog-

lhuni die Loosung schon über ein Jahr vorher statlsindel.
Leute , die zum Mai 165 l eintrelen , haben im Dccbr.

l schon geloost . ES fordert die Rechtsgleichheit , baß die Loo-
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sung zu gleicher Zeit stattsindet und deshalb möchte ich den
Zusatz Vorschlägen : «Die Loosung findet in allen Provinzen
zu gleicher Zeit statt . -- — Wo sie im Gesetze den angemesse¬
nen Platz erhalten muß , kann ich in diesem Augenblick nicht
angebcn . Ich glaube , daß dies der Redactionscommission
überlassen werden kann.

Präsident : Ist diese Zusatzbestimmung : „ Die Loo¬

sung findet in allen Provinzen zu gleicher Zeit statt " unter¬
stütz! ? — Ist unterstützt . — Es hat Niemand weiter . . . .

Abg . Niebour I . : Ich wollte nur kurz hervorhcben,
daß das praktische Bedenken , welches dem Antrag entgegen
steht , nicht so groß ist. Die , welche jetzt, nachdem sie geloost
haben , auswandern wollen , werden sich schwerlich halten las¬
sen dadurch , daß ihnen das Recht nicht zustcht ; nur mate¬
rielle Nachtheile können sie abhalten . ,

Abg . Lindemann : , Die Sache ist für und gegen hin¬
länglich besprochen , ich wollte nur meine Abstimmung für das
Minoritätsvotum hier mit 2 Worten motiviren . Die Fassung
des Gesetzes ist zweifelhaft , und wo ein Zweifel besteht , da
bin ich, mehr für die Auswanderungsfreiheit als für , den Mi¬
litärzwang.

Abg . Wehage : Ich muß mich nach wie vor noch
gegen . Len Zusatz -Antrag der Minorität aussprechen . Nämlich
ich halte denselben einmal für unnöthig  und dann auch für
unzweckmäßig . Unnöthig,  weil das St .-G .-G . nur
im . Allgemeinen die Bestimmungen enthalten soll , nach welchen
die künftige Gesetzgebung sich zu regeln hat . Nicht zweck¬
mäßig  aber halte ich ihn deswegen , weil es in zu viele Un-
zuträglichkeiten fuhren würde , wenn man jedem , der ein nied¬
riges LooS gezogen hat , noch bis zur wirklichen Aufnahme
dieses , vorgeschlagenen Zusatzes ins S .-G .-G . gestatten wollte,
frei auszuwandern . Ich brauche diese Unzuträglichkeiten nicht
zu entwickeln,

. Mit dem S l r a cke r j a n 'fchcn Anträge erkläre ich mich
indeß , ganz einverstanden.

Präsident : Da sich Niemand weiter zum Worte ge¬
meldet hat , jo erkläre ich die Discuffion über Art . 22 . für

geschlossen , vorbehältlich des letzten Worts des Berichterstat¬
ters der Minorität und dann der Majorität , wenn sie es noch
zu haben wünschen.

Abg . Görlitz : Ich verzichte aufs Wort.
Abg . Tappenbeck , Berichterstatter : Ich glaube , den

Strack er  jan ' schen Antrag zur Annahme empfehlen zu
können . Er hängt mit der Auswanderungsfrage zusammen.
Nach dem Gesetz- Entwürfe würden nemlich die oldenburgischen
Wehrpflichtigen im Nachtheil sein , da dieselben über ein Jahr
vor der Einstellung loosen , die Wehrpflichtigen in den Für-
stenthümern dagegen bedeutend kürzere Zeit vorher , jene , daher
an der Auswanderung früher gehindert sein würden . Was
die Hauptfrage betrifft , so kann man an und für sich zwei¬
feln , ob die Loosung wirklich schon die Verpflichtung begründe,
oder erst der wirkliche Eintritt in den Dienst . Betrachtet man
aber die bestehende Gesetzgebung , so muß sich meines Erach¬
tens die Ueberzeugung aufdringen , daß die bestehende Gesetz¬

gebung schon mir der Loosung die Verbindlichkeit als eintrctcnd
ansieht und daran müssen wir uns zunächst halten . Die
Verhandlungen des constit . Landtags dürften nicht entscheidend
sein . Es ist da eine Frage aufgeworfen von einem Abgeord¬
neten , sie ist beantwortet vom Präsidenten nach dessen subjec-
tiver Ansicht , die Versammlung ist nicht weiter daraus einge¬
gangen , so daß weder ein stillschweigender noch ein ausdrück¬
licher Beschluß darüber vorliegt . In jedem Falle scheint mir
ein Zusatz zum St .- G .-G ., wie beantragt ist, nicht nothwen-
dig zu sein , denn wenn wir anerkennen , daß eine specielle
Verbinblichkert gegen den Staat Lurch das Gesetz begründet
werden kann,  wie bas hier bei der Militärpflicht wäre , so
müssen wir am Ende auch anerkennen , daß bas Gesetz die Macht
hat , die Grenze , den Anfangspunkt dieser Verpflichtung fest¬
zustellen , so baß ich wenigstens der Ansicht wäre , wenn es
sowohl nach allgemeinen Grundsätzen wie auch nach der be¬
stehenden Gesetzgebung zweifelhaft wäre , ob mit der Loosung
schon die Verbindlichkeit eintrete , doch bas Gesetz die Macht
hätte , aus praktischen Rücksichten diese Frage zu bejahen,
ohne daß dies eine Abänderung des Staarsgrundgesetzes ent¬
halten würbe.

Abg . Werry : Ich bitte ums Wort zu einer factischcn
Belichtung.

Präsident (zum Abg . Werry  gewendet ) : Wollen Sie
es aufschrciben . (Nachdem der Abg . Werry  den Gegenstand
schriftlich bezeichnet hat ) Der Abg . Werry  hat ums Wort
außer der Ordnung gebeten , zur Berichtigung eines faktischen
Mißverständnisses . Ich crtheile ihm datz Wort.

Abg . Werry : Es ist nämlich bei dem Anträge von
Strackerjan  vergessen worden , daß im Fürstenthum Bir-
kenseld die Untersuchung vor der Loosung stattfindet , daß also
der Antrag des Abg . Strackerjan  ganz unzulässig ist, be¬
vor die Sache geregelt ist.

Präsident : ES ist von dem Berichterstatter beantragt
worden , ob nicht nach dieser Bemerkung die Discussion wie¬
der aufzunehmen sei. Wenn kein Widerspruch erfolgt , würbe
ich es für zulässig halten.

Abg . Pancratz : Das kann ich nicht finden , daß die¬
ses einen Unterschied herbehführt oder wenigstens daß das
hindert , die Loosung zu gleicher Zeit eintreten zu lassen . Es
ist damit nicht ausgesprochen , daß die Untersuchung nicht vor
der Loosung geschehen könne , auch eben so wenig ausge¬
sprochen , daß nicht auch vor der Untersuchung die Loosung
geschehen könne , also darin sehe ich keinen Grund , weshalb
die Loosung nicht zu gleicher Zeit soll stattsinden können.

Abg . Wibel : Ich meine auch , meine Herren , ob die
Loosung vor der Untersuchung stattsindet oder nach der Unter¬
suchung , ist blos eine Frage der Nützlichkeit für die Aufhe-
bungsbehörve oder die Loosungspflichtigen ; im Resultate ist' s
einerlei . Im Princip kann es allerdings für allein richtig
gehalten werden , daß die Untüchtigen gar nicht mit loosen.
Aber das Mjtloosen schadet oder nützt Niemanden , denn die
Zahl wird , wenn der Mann körperlich unfähig ist , als nicht
vorhanden angesehen , Nummer 5 wird z. B . 4 . Ich wünsche
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allerdings , da wir über den Grund des Gesetzes nicht ganz

unterrichtet sind , daß von dem Herrn RegierungS - Commissar eine

Aufklärung darüber gegeben würde , ob Hindernisse vorhanden

sind gegen die Einführung eines gleichen Verfahrens . Da

es nicht geschehen ist , so muß ich glauben , wir können un¬

bedingt annehmen , daß es hier so gehalten werken kann wie

in Birkenfeld . Der Grustd , warum dort die Untersuchung

vorher geschieht , liegt wvhl darin , daß man diese bessere Ein¬

richtung dort nicht so schwierig gefunden hat , als im Herzog¬

thum Oldenburg , wo eine größere Zahl zu Untersuchender vor¬

handen ist.
Abg . Werry : Ich muß bemerken , daß wenn die Un¬

tersuchung vor der Loosung statlsinben soll , die Lovsung

nicht so früh stattfinden kann . Bevor allgemein bestimmt ist,

daß die Untersuchung nach der Loosung stattfinden soll wie

früher , läßt sich schwerlich ein gleicher Termin für die Loo¬

sung annehmen.
RegierungS -Commissar Plate : Wie die Wehrpflicht im

Fürstenthum Lübeck und Birkenfeld eingesühel werden sollte,

wurde das in Oldenburg - geltende Gesetz dorthin geschickt

und den betreffenden Behörden aufgegeben , Vorschläge zu ma¬

chen , ob und welche Abänderungen etwa durch die eigen-

thümlichen Verhältnisse der Fürstenthümer bedingt seien . Aus

diesen dadurch hervorgerufenen Anträgen der dortigen Behör¬

den find dann am Ende leider die drei Recrutirungsgesetze her¬

vorgegangen.
Man wies nach , so viel ich mich erinnere — ich habe

nicht Zeit gehabt , mich darüber zu instruiren , — daß das Gesetz

nicht ohne Nachtheil für die dortigen Einwohner könne ohne

Abänderungen emgeführt werden.
Abg . Strackerjan : Die Frage , ob die Wehrpflichtigen

vor der Loosung zu untersuchen  sind , glaube ich, hängt

mit meinem Anträge gar nicht zusammen . Die Hauptsache

scheint mir zu sein , baß die , welche loosen sollen , auch in dem¬

selben Altersjahre loosen , das ist der Zweck des Antrags.

Deshalb wünsche ^ ich, daß die Loosung in allen LandeS-

theilen zu derselben Zeit stattfinde . Wenn noch etwas zu än¬

dern ist in der bestehenden Gesetzgebung , so wird , glaube ich,

die Staatsregierung wohl Veranlassung nehmen , dies bei dem

Landtage zu beantragen.
Abg . Pancratz : Wie vom Herrn Regierungs -Commis-

sar hervorgehoben , können sich vielleicht Schwierigkeiten fin¬

den , die wir noch nicht übersehen können.

Hinsichtlich der Loosung dürste die Bestimmung in Bir-

kenfeid nach meiner Ansicht nicht anzunchmen sein , denn wenn

man vielleicht sagen will , daß dort die Lovsung so früh sein

soll und die Untersuchung soll vorher gehen , so würde die

Untersuchung zu früh kommen , ^ Zahr vor dem -Eintritt.

Dies dürfte unzweckmäßig sein.

Es ist aber nicht gesagt , daß hier nicht auch die Unter¬

suchung früher eintreten kann . Und meiner Meinung ist eS

nicht unmöglich , diesen Antrag auszuführrn.

RegierungS - Commissar Plate : Die Vornahme der Un¬

tersuchung setzt die persönliche Anwesenheit des Wehrpflichti¬

gen voraus und ich müßte mich sehr irren , wmn dies nicht

einer der Gründe wäre , die in Birkenfeld dagegen geltend

gemacht sind , daß die jungen Leute , die ins Ausland gehen,

zur Untersuchung einberufen werden sollen , und dann wieder

1V 2 Jahr hinterher zum zweiten Mal bei der wirklichen Ein¬

stellung , wie dies in Oldenburg der Fall ist.

Man könnte vielleicht die Sache einführen , wenn die

erste Untersuchung auch hier in Oldenburg sväter hinausgc-

schoben würde ; dies hat aber eine außerordentliche Unannehm¬

lichkeit für die Leute , die Der Ueberzeugung sind , daß sic

dienfltüchtig find , sie wollen sobald als möglich eine Entschei¬

dung haben , weil es für ihr ganzes künftiges Leben von gro¬
ßem Werth ist.

Andere Rücksichten , die früher die Einführung der Vor¬

untersuchung und frühen Loosung hier zu Wege gebracht ha¬

ben , möchten wohl in ihrer damaligen Bedeutung jetzt nicht

mehr gelten.
Nämlich man ging davon aus , daß im Falle eines Krie¬

ges man einer ganzen Jahresklasse versichert wäre , die schon

über ihr Schicksal und , unterrichtet durch die Loosung sowie

durch die Untersuchung , geeignet zum Kriegsdienste gefunden

wäre . Bei der jetzigen Einrichtung in Bezug auf Kriegs-

Ersatz -Reserve würde dieser Grund wohl zurücktreten können.

Abg . Marleben : Ich kann im Allgemeinen aus de»

abweichenden Bestimmungen der Birkenfelder Gesetzgebung von

der hiesigen gegen den Strackerjan ' sehen  Antrag kein Be¬

denken finden , die Verhältnisse sind jedoch so , und es ist

zu berücksichtigen , daß in Birkenfeld die Untersuchung vor

der Lovsung stattfindet Und so die Leute , welche am 1. Mai

1850 in Dienst treten sollen , 18 -19 untersucht werden und

diese Untersuchung , bei einer Gleichstellung mit Oldenburg,

schon 1848 geschehen müßte.

Abg . Werry : Ich muß bemerken , daß dann die Un¬

tersuchung weit über einJahr vor dem Eintritte in den Dienst

stattsinden würde , und daß dann die Recrutirungs - Com¬

missionen schwerlich bestimmen könnten , ob die Leute , nament¬

lich was die Größe betrifft , später diensttüchtig wären.

Es ist also jedenfalls das Zweckmäßigste was wir thun

können , daß wir dann zu gleicher Zeit bestimmen über de»

gemeinschaftlichen Termin der Untersuchung und den der Loo¬

sung , -nicht aber einseitig über den letzteren allein.
Präsident : Da Niemand weiter sich zum Worte ge¬

meldet hat , so erkläre ich die Discussion über diesen Gegen¬

stand für geschlossen.
Abg . Tappenbeck (Berichterstatter ) : Der Antrag deS

Abg . Strack erj an  geht allgemein dahin , die Loosung finde

in -allen Provinzen zu gleicher Zeit Statt . Es würde dann

— wenn wir das annehmen , ohne den Termin der Loosung

sestzusetzen — Sache der Regierung sein , die zur Ausführung

dieses Artikels nothwendigen Bestimmungen zu treffen und

dabei zu ermessen , wie am Besten jener Grundsatz mit den

bestehenden Verhältnissen in Einklang zu bringen sei. Ich

gebe zu , daß das in diesem Augenblicke einige Schwierigkei¬
ten haben könnte , aber so große Schwierigkeiten , daß die

60*
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Loosungszeit sich nothwendig gleich bleiben müßte , sehe ich
nicht . Deshalb muß ich nach wie vor den Antrag zur An¬
nahme empfehlen.

Präsident : ES liegen nun folgende Anträge vor : 1)
der Antrag der Majorität des Ausschusses , welcher den Art.
22 . zur Annahme empfiehlt ; dann der Antrag der Minorität,
welcher will,

„daß hinter dem Satze im Art . 51 . des Staatsgrund¬
gesetzes : „ die Auswanderungsfreiheit ist von Staats¬
wegen nicht beschränkt " der Zusatz zu machen sei:
„falls die mit der Loosung beginnende Wehrpflicht ihn
nicht daran verhindert"

und dann der Antrag des Abg . Strackerjan:  Art . 22.
soll den Zusatz erhalten:

„die Losung findet in allen Provinzen zugleich statt " .
Was nun zunächst das Verhältniß des Minoritätsan¬

trags zum Majoritätsantrage betrifft , so würde , wenn der
Minoritätsantrag als Amendement zu dem Art . 22 . aufzu¬
fassen wäre , wohl zuerst derselbe zur Abstimmung zu bringen
sein , allein eine solche Abänderung involvirt derselbe wohl
eigentlich nicht , indem er vielmehr zu Art . 51 . des Staats¬
grundgesetzes den Zusatz beantragt:
. „ falls die mit der Loosung beginnende Wehrpflicht ihn

nicht darin verhindert " .
Sonst aber , abgesehen davon , geht der Ausschußantrag,

indem er den Artikel zur Annahme empfiehlt , eigentlich wei¬
ter , indem er ja gerade von der Loosung die Berechtigung
auszuwandern schon abhängig macht , wogegen dieser andere
Antrag dieses noch in suspenso läßt . Außerdem ist es auch
deshalb zweckmäßig , diesen Majoritätsantrag zuerst zu neh¬
men , weil , wenn der Minoritätsantrag zuerst käme , ich den
Antrag erst nach 8 Tagen zur Abstimmung bringen könnte,
indem es sich hier um einen Zusatz zum Staatsgrundgesetz
handelt ; wogegen , wenn der Majoritätsantrag zuerst zur
Abstimmung käme und möglicher Weise angenommen würde,
die ganze Sache sich erledigte . Daher glaube ich bei der
Abstimmung den Majoritätsantrag zuerst zur Abstimmung
bringen zu müssen . Zu diesem Majoritätsantrage würde ich
dann , falls er angenommen würde , den Zusatz des Abg.
Strackerjan  zur Abstimmung zu bringen haben . Wird
der Majoritätsantrag nicht angenommen , so würde der Zu¬
satzantrag natürlich wegfallen.

Abg . Strackerjan : Ich habe ihn nicht als eigentlichen
Zusatz zum Art . 22 . beantragt , sondern als Zusatz zum
Gesetz.

Präsident : Das würde Sache der Redaktion sein.
Ich würde demnach die Herren , welche dafür stimmen , daß
nach dem Anträge der Majorität der Art . , wie er im Ent¬
wurf steht , angenommen werde , bitten auszustehen.

Er ist mit entschiedener Majorität angenommen . Ich
will jetzt die Herren bitten , welche den Zasatz beS Abg.
Strackerjan  annehmen wollen : „ die Loosung findet in
allen Provinzen zu gleicher Zeit statt --, vorbchältlich der Stelle,
an welcher er im Gesetz nachher einzureichen sein wird , auf¬

zustehn . — Mit großer Majorität angenommen . — Wir
gehen jetzt weiter zum Art . 23 ; der Art . 23 lautet:

„Bis zur Loosung , und wenn ein Wehrpflichtiger im Aus-
hcbungstermine nicht zum Ausruf gekommen ist, steht die
Wehrpflicht der Auswanderungssreiheit nicht entgegen ."

Abg . Tappenbeck (Berichterstatter ) : Ich weiß nicht,
ob das im Bericht ein Versehen der Eommission ist oder des
Originals . Im Berichte ist des Art . 23 . gar nicht erwähnt.
Es muß heißen : „ der Art . 23 . wird zur Annahme empfohlen " .

Präsident : Ich bitte die Herren, unter Annahme des
Schlusses , welche Viesen Artilel annchmen wollen , aufzustchn . —
Er ist angenommen . — Der Art . 24 . lautet:

„Wandert ein Sohn , der noch nicht in das zwanzigste
Lebensjahr getreten ist, mit dem Vater , oder wandert der un¬
eheliche Sohn in gleichem Alter mit der Mutter auö , so ver¬
liert er mit dem Vater oder der Mutter das Staatsbürger-
recht und ist nicht mehr wehrpflichtig.

Wandert ein Minderjähriger für sich allein  aus , oder
wandert er nach Eintritt in das 20 . Lebensjahr mit dem
Vater oder der Mutter aus , so bleibt er demungeachtet wehr¬
pflichtig , cs sei denn , daß er vor oder nach der thatsächlichen
Entfernung aus dem hiesigen Lande mit Bewilligung seiner
gesetzlichen Vertreter vor der zuständigen Behörde die aus¬
drückliche Erklärung abgegeben hat , daß er sein Staatsbürger-
recht ausgebe ."

Abg . Tappenbeck (Berichterstatter ) verliest:
„Art . 24 . wird , unter Hinweisung auf die Motive , zur

Annahme empfohlen . DaS zwanzigste Lebensjahr ist hier als
Grenzpunct zwischen Abhängigkeit von den Eltern und Selbst¬
ständigkeit in Beziehung auf den Heimalherwerb , angenommen
nach der Verordnung vom 20 . Juli 1820 für bas Herzog¬
thum , welche dieses Jahr als solchen festgesetzt hat *) . Die

*) § . 1 : daselbst:
„Die Eigenschaft eines Unterthans im Herzogthum Oldenburg und
der Erbherrschaft Jever wird erworben durch Geburt und durch
Ausnahme ."

§. 2 . daselbst:
„Vermöge der Geburt steht dieselbe einem Jeden zu , dessen Vater
oder Mutter zu der Zeit , als er geboren wurde , in deren vollem
Genuß sich befunden haben ; bis zum zwanzigsten Lebensjahre zieht
indessen der Verlust der Eigenschaft eines Unterthans bei dem Vater
oder der Mutter auch den Verlust derselben bei den Kindern nach
sich, insofern sie sich nichteine eigene Haushaltung errichtet haben , oder
im Landesdienst (§ . 6 .) angestelit sind , oder ihnen jene Eigenschaft
nicht ausdrücklich Vorbehalten wird ."

§ . 10 . daselbst:
„Die Eigenschaft eines Unterthans geht außer dem im § . 2 . erwähn¬
ten Fall verloren:

o) Durch Auswanderung , nach vorgängiger Erfüllung der Oblie¬
genheiten der Wehrpflichtigieit , insbesondere , wen » jene mit Nie¬
derlassung im Auslande oder Eintritt in fremde Dienste verbun¬
den ist . Die Absicht , auszuwandern , wird aber angenommen
werden : bei allen als hiesige Unterthanen aufgenommenc » Aus¬
ländern , wenn dieselben über drei Jahre ohne Unterbrechung
abwesend gewesen find und sich nicht inzwischen entweder selbst
oder durch Bevollmächtigte bei der Behörde über die Gründe
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Anwendbarkeit dieser Bestimmungen auf die Fürstcntbümer
scheint unbedenklich.

Im Fürstenthum Lübck galt bis dahin das vollendete
18 . Lebensjahr als solcher Normalzeitpunct , wenigstens im
Verhäliniß zu Holstein unv ist zugleich zwischen letzterem und
dem Fürstenlhume als Grundsatz bis dahin anerkannt gewe¬
sen , daß ein Heimatberwerb im ankern Lande durch Umzug
und Aufenthalt nicht eher statt finden könne , als bis der
Wehrpflicht im bisherigen Heimathlande ein Genüge geleistet.
Dagegen ist im Verhältniß zu der Stadt Lübck , laut Ver¬
trag vom 26 . August 1855 , mit der oldenburgischen Verord¬
nung übereinstimmend die Vollendung des 19 . Jahres als
Anhang der Selbständigkeit festgesetzt* *) ."

Präsident : Da Niemand stch zum Worte gemeldet
hat , so bitte ich unter Annahme des Schlusses , diejenigen
Herren , welche Art . 24 . nach dem Anträge des Ausschusses
annehmen wollen , aufzustehn . — Er ist angenommen . —
Art . 25 . lautet:

»Kehrt ein Ausgewanderter , der die Wehrpflicht vorher
nicht erfüllt hat , vor Vollendung des 30 . Lebensjahrs in das
hiesige Land zurück , und nimmt seinen Wohnsitz wieder in
demselben , so hat er die Erfüllung seiner Wehrpflicht nachzu¬
holen und tritt , falls seine Jahrcsclasse bereits gelooset hat,
im nächsten Einstellungstcrmine auf 6 Jahre in Dienst . Hat
dessen Jahrcsclasse noch nicht gelooset , so wird er mit derselben
zur Loosung gezogen.

Die obigen Bestimmungen finden keine Anwendung:
1) wenn ein Sohn vor Eintritt in das 20 . Lebensjahr

mit dem Vater , oder der uneheliche Sohn in gleichem
Alter mit der Mutter ausgewandert ist.

2 ) wenn ein Ausgewanderter das Bürgerrecht eines frem¬
den Staats erworben hat ; cs sei denn , daß Verfremde
Staat unter obigen Voraussetzungen auch hiesige
Staatsbürger zum Militairdicnst heranzieht .»

Abg . Tappenbeck ( Berichterstatter ) verliest:

ihrer Abwesenheit genügend ausgewiesen haben , ferner bei allen
hiesigen Unterthanen , sie wögen dieses durch die Geburt oder
durch Ausnahme sein , welche sich vor oder in dem gesetzmäßigen
Atter der Wehrpflichtigkeit , dem Eintritt in den hiesigen Mili-
tairdienst entziehen , und nicht innerhalb der Frist eines Jahres
nach der Zeit , wo für sie gelooset ist , freiwillig zurückkehrcn
und sich zur Erfüllung ihrer Militärpflichtigkeit bei Unserer Mi¬
litär - Commission melden — vvrbehältlich der sonstigen gegen
die ungehorsamen Militärpflichtigen angeordneten Strafen und
Rechtsnachtheile.

Daß ein Einländer , in einer diesem Lande nicht einverleibten Provinz
angewandt , seine angebornen Rechte nicht verliert , wird hier zum
Aeberfinß bemerkt ."

*) Vergleiche Regierungsbckanntinachung vom 8 . Oktober 183S.
K. 3. Bei Veränderungen der Staatsangehörigkeit folgen eheliche , an

Kintcsstatt angenommene , und legitimirte Kinder dem Vater , un¬
eheliche der Mutter , auch wenn diese sich verhcirathct.

Ausgenommen hievon sind diejenigen Kinder:
8) welche im . Laufe des letztvcrfloffenen Kalenderjahres das ISte

Lebensjahr vollendet haben und nach den Gesetzen ihres bis¬
herigen Vaterlandes annoch wehrpflichtig sind . "

„Art . 25 . und 26 . werden zur Annahme empfohlen.
Welche Bescheinigungen an die Stelle der im Art . 26.

aufgehobenen Freischeine da zu treten haben , wo deren Bei¬
bringung bisher vorgeschrieben war , z. B . zum Zweck der
Erlaubnißertheilung zu selbständigem Etablissement , wird nicht
hier , sondern bei den betreffenden Gcsetzesvorschristen auszu¬
sprechen sein.

Daß auch nach erhaltenem Abschiede (d. i . in der Regel
nach Ablauf sechsjähriger Dienstzeit ) die Auswanderung frei-
steht , wird sich von selbst verstehen und braucht daher nicht
ausdrücklich ausgesprochen zu werden ."

Abg . Strackerjan : M . H ., es ist beschlossen worden
die Aufhebung der Stellvertretung , die Aufhebung aller Be¬
freiungen und Exemtionen vom Militairdicnst . Ich habe mit
dafür gestimmt , weil ich es für durchaus nvthwendig hielt
nach der Bestimmung des Staatsgrundgesetzes . Wenn aber
diese Beschlüsse so zur Abstimmung kommen , so ist zu be¬
fürchten , daß sehr viele junge Leute von dem ihnen gegebenen
Rechte der Auswanderung Gebrauch machen werden und in
Folge dessen auf denjenigen , welche wegen ihrer Verhältnisse
nicht auswandcrn können , die Militairlast ungleich drückender
lasten wird , als bisher . Dies wird namentlich sehr viel Vor¬
kommen an der Weser , wo die Leute nur zu erklären brauchen,
wir wandern aus und nehmen dann auf einem Bremer Schiffe
Dienste . Es wird dabei Niemand gefragt , wo er zu Hause gehört;
er nimmt seme Entlassung aus dem Dienste und geht wohin er will.
Er kann zum Besuche zu Hause kommen , so oft er will , denn
Art . 25 . sagt nur , er soll , wenn er seinen Wohnsitz im hiesigen
Lande wieder nimmt , zur Militärpflicht herangezogen werden.
Diese Bestimmung hat wahrscheilich die Bremer Bürgerschaft
und den Bremer Senat bewogen , in dem Gesetze , welches zur
Ausführung des Art . der Grundrechte , worin die Auswande-

rungsfrciheit gewährleistet ist, erlassen wurde , die Bestimmung
zu treffen:

8- i.
Wer von der Auswanderungsfreiheit Gebrauch machen

will , hat dem Senate die schriftliche Anzeige , daß und wohin
er auswandern wolle , zu machen , auch sofern er bereits zugc-
schworen , seinen Eidzettel , und Falls dieses noch nicht gesche¬
hen sein sollte , den Eidzettel seines Vaters beizubringen.

Minderjährige bedürfen , um auswandern zu können , der
Zustimmung ihrer Eltern und Vormünder , sowie diejenigen,
welche besondere Pflichten gegen den Staat übernommen und
angelobt haben , der obrigkeitlichen Genehmigung.

Dann sage » sie aber:
tz. 3.

Hat Jemand die vorgeschriebene Anzeige gemacht , und
zwar das Bremische Staatsgebiet verlassen , jedoch , früher
oder später , ohne Angehöriger eines nicht deutschen Staates
zu sein , seinen Aufenthalt in Deutschland genommen , so wird
er dessen ungeachtet als dem Brcmschen Staate nach wie vor
verpflichtet angesehen , bis er bescheinigt , daß er als Bürger
eines andern deutschen Staates ausgenommen sei.

Ich glaube eine ähnliche Bestimmung müssen wir noth-
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trendig treffen , wenn wir nicht , wie schon angedcutet ist, die
Militärlast zu einer ungeheuer drückenden machen wällen . Ich

schlage Ihnen daher vor , den Artikel 25 so zu 'fassen:
Art . 25.

Ist jemand vor Erfüllung seiner Wehrpflicht ausgewan¬

dert , und nimmt vor vollendetem 30 . Lebensjahre seinen Aufent¬

halt innerhalb des hiesigen oder eines andern deutschen Staa¬

tes , ohne Angehöriger eines nicht deutschen Staates geworden

zu sein , so hat er die Erfüllung seiner Wehrpflicht nachzu¬
holen und tritt , falls seine Jahresclasse bereits geloos 't hat,
im nächsten Einstellungstermine auf 6 Jahre in Dienst , hat

dessen Jahresclasse noch nicht geloos ' t, so wird er mit dersel¬

ben zur Loosung gezogen.
Diese Bestimmung findet keine Anwendung:
s . Wenn ein Sohn vor Eintritt in das 20 . Lebensjahr

mit dem Vater bezw . der unehrlichen Mutter ausgcwandert ist.
I). Wenn der Ausgewanderte Bürger eines andern

deutschen Staates geworden ist, so hat er die Erfüllung
u . s. w -" , wie eS im Entwurf heißt . Der Antrag hat das

30 . Lebensjahre beibehalten und nicht wie in Bremen die
Zeit bis ins Infinitum unbeschränkt gelassen . Denn endlich

muß eS doch einmal eine Grenze haben.
Dann habe ich noch hinzugesetzt , wie eS in dem Entwurf

heißt:
Diese Bestimmung findet keine Anwendung:
s . Wenn ein Sohn vor Eintritt in das 20 . Lebensjahr

mit dem Vater bzw . der unehelichen Mutter ausgewandert ist.
, b . Wenn der Ausgewanderte Bürger eines andern

'deutschen Staates geworden ist.
Es kann Sie vielleicht befremden , daß ich oben schon

gesagt habe : „ Ist jemand vor Erfüllung der Wehrpflicht aus¬
gewandert und nimmt er vor vollendetem 30 . Lebenjahre sei¬
nen Aufenthalt innerhalb des hiesigen oder eines andern deut¬

schen Staates , ohne Angehöriger eines nicht
deutschen Staates zu  sein ." Und dann nachher

noch hinzufüge : die Bestimmung soll keine Anwen¬

dung finden.
2 . Wenn ein Ausgewanderter das Bürgerrecht eines

andern Staates erworben hat.

Ich glaube aber , daß es nothwendig ist, das zu bestim¬
men und entspricht der Bremer Verordnung , wo es auch steht;
denn die Leute , die nach Amerika auswandern , 'werden dort

nicht gleich Staatsbürger , wohl aber Staatsangehörige ; sie

erhalten , so viel ich weiß , nach 2jährigem Aufenthalt einen so¬

genannten Protection -Schein , dadurch erhalten sie gewisse
Rechte als Staatsangehörige , sie können auf amerikanischen
Schiffen dienen u . s. w . Ich glaube , diese Bestimmung ist

gerade so auch zu treffen , wie in der Bremer Verordnung.
Dann habe ich aber zu bemerken , unter 2 bei dem Satze:
„Wenn ein Ausgewanderter das Bürgerrecht eines fremden

Staats erworben hat " , hat der Entwurf noch die Bestim¬

mung : »es sei denn , daß der fremde Staat unter obigen Vor¬
aussetzungen auch hiesige Staatsbürger zum Militärdienst her-

anzieht ." Das scheint mir nicht passend zu sein, das riecht

mir gar zu sehr nach der alten Lehre : Schlugst du meinen

Juden , schlag ich deinen Juden ; denn ich sehe gar nicht ein,
was dem Staat damit grdient ist , wenn ein auswärtiger

Staat den Bürger unsers Staates nicht so günstig behandelt,
daß wir dann den Bürger dieses Staates auch wieder un¬
günstig behandeln sollen . Repressalien haben für mich nur

dann einen Werth , wo man hoffen kann , eine Aenderung in
Bezug auf bas Verfahren des fremden Staates hervorzuru¬
fen und dazu scheint mir diese Bestimmung nicht geeignet
zu sein.

Präsident : Der Antrag des Abg . Strackerjan
lautet:

Art . 25 sei zu fassen:

„Ist Jemand vor Erfüllung seiner Wehrpflicht ausge-
wanbert , und nimmt vor vollendetem 30 . Lebensjahre
feinen Aufenthalt innerhalb des hiesigen oder eines

andern deutschen Staates , ohne Angehöriger eines nicht
deutschen Staates geworden zu sein , so hat er die Er¬
füllung seiner Wehrpflicht nachzuholen und tritt , falls

seine Jahresclasse bereits gelooset hat , im nächsten Ein¬

stellungstermine auf 6 Jahre in Dienst , hat dessen
Jahresclasse noch nicht gelooset , so wird er mit dersel¬
ben zu Loosung gezogen.

Diese Bestimmung findet keine Anwendung:
s . Wenn ein Sohn vor Eintritt in das 20 . Lebens¬

jahr mit dem Vater bezw . der unehelichen Mutter
ausgewandert ist.

b . Wenn der Ausgewanderte Bürger eines andern
deutschen Staates geworden ist ."

Ist dieser Antrag unterstützt?
(Die Unterstützung erfolgt .)
Der Abg . Wibel  hat bas Wort.

Abg . Wibel : Meine Herren , ich möchte einen andern

Antrag noch stellen . Er gehört zwar nicht zu dem Art . 26 .,

sondern zu dem ganzen Abschnitt ; indeß muß ich die Gele¬

genheit hier wahrnehmen , weil ich vielleicht einen Ort dazu
nicht so gut finden könnte.

Wir haben über die Ausgewanderten diejenigen Grund¬

sätze vor uns , zum Theil schon genehmigt , zum Theil noch

in Beralhung , welche den neuen und richtigen Gesichtspunk¬
ten über Staatsbürgcrpflichten entsprechen.

Vor Erlassung deS Gesetzes ist man aber von viel stren¬

geren Grundsätzen ausgegangen und das Bedürfniß der Mil¬
derung ist dringend gefühlt worden.

Wir wollen das Rechte jetzt festsetzen für die Zukunft,

damit diese klar und gut werde . Wersen wir aber auch ei¬

nen Blick des Mitleids zurück auf diejenigen , die noch in
der Lage sind , unter den frühern nicht guten Zuständen hart
zu leiden , diejenigen die bisher auswanderten vor der Lvo-

sung in der vernünftigen Ueberzeugung , daß wenn sie ih-

Vaterland aufgeben wollten , das Vaterland auch an sie keine
Forderung mehr zu machen habe , die also von dem natürli¬
chen Rechte , dem wir heute Anerkennung und Geltung geben

wollen , Gebrauch machten , die , meine Herren , sind jetzt zum
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Theil noch in der Lage , durch Straf - und Rechtsverfvlgung
bedrängt zu werden . Ihrer müssen wir uns annehmen . Ich
schlage Ihnen deshalb vor und bitte Sie , den Antrag , anzu¬
nehmen , daß dieser Abschnitt folgenden Zusatz erhalte:

„Die Bestimmungen der Art . 22 — 26 finden auch An¬
wendung aus bereits vor Erlassung dieses Geletzes
Ausgewanderte , sofern über sic noch nicht rechts¬
kräftig entschieden ist;

der 2 . Absatz , des Art . 24 . ist jedoch nur so anzu¬
wenden , daß die durch unzweideutige Thatsachen an
den Tag gelegte Absicht bei ihnen der ausdrücklichen
Erklärung gleich geachtet werden kann ."

Ten letztem Zusatz , meine Herren , wenn Sie den An¬
trag überall werth finden , in Erwägung gezogen zu werden,
werden Sie nothwcndig erachten müssen . Es ist in unserm
Gesetz nur vorgeschrieben : Wer auswandern will , soll es
klar und deutlich sagen in der vorgeschriebenen Form.

Das war aber vorher nicht in Form vorgeschriebe » ,
durch die neue Form ist Freiheit und Sicherheit genug für
Alle . So war es vorher nicht und da müssen wir , wenn
wir billige Rücksichten eintreten lassen wollen , etwas ähnli¬
ches an die Stelle setzen. Das wäre die Bestimmung , daß
die Auswanderungsabsicht , wenn sie klar und deutlich an den
Tag gelegt , war durch Thalsachen , ebenso zu betrachten sei,
als wäre sie in den jetzt vorgeschriebenen Formen erklärt,
denn diese waren damals nicht anzuwenden , sie waren nicht
ausführbar , weil die Behörden solche ihnen angebotene Erklä¬
rungen nicht einmal angenommen haben würben ; es waren
keine gesetzlichen Vorschriften darüber da.

Präsident : Der Antrag lautet zu Art . 26 . :
„Die Bestimmungen der Art . 22 — 26 finden auch An¬
wendung auf bereits vor Erlassung dieses Gesetzes
Ausgewanderte , sofern über sie noch nicht rechts¬
kräftig entschieden ist;

der 2 . Absatz des Art . 24 . ist jedoch nur so anzu¬
wenden , Laß die durch unzweideutige Thatsachen an
den Tag gelegte Absicht bei ihnen der ausdrücklichen
Erklärung gleich geachtet werden kann ."

Ist der Antrag unterstützt ?
(Er wirb unterstützt .) .
Der Abg . Pancratz  hat das Wort.
Abg . Pancratz : Für diesen Antrag würde ich mich

um so mehr auch aussprechcn , namentlich für Len letzten Zu¬
satz, weil auch , selbst eine ausdrücklich , geforderte Erklärung,
daß die Auswanderung beabsichtigt werde , häufig nicht gege¬
ben würde ; eben weil man glaubte , daß die Wehrpflicht der
Auswanderung entgegen stehen würde . Zch habe aber noch
ein anderes Bedenken bei Art . 2ö - 2 . Absatz ., der , so viel
ich weist , nach dem Anträge des Abg . Strackerj an  auch
nicht .abgeändert ist..

Es soll eine Militärpflicht .niemals stattsinden , wenn ein
Ausgewanderter das Bürgerrecht eines fremden Staats er¬
worben hat , dabei ist , glaube ich , wenn ich nicht irre , aus¬
drücklich gesagt , eines andern deutschen Staats , nicht eines

ausländischen . Dies scheint mir zu viel Gelegenheit , zu bie¬
ten und cs sehr leicht zu machen , sich der Wehrpflicht zu ent¬
ziehen . Es würde also hiernach nur Einer bei dem Eintritt
der Wehrpflicht sich in einem andern Staat als Bürger auf¬
nehmen zu lassen haben , er könnte in einem halben Jahre
wiederkommen und rväre dann frei.

Das scheint mir etwas zu leicht . Ich weiß nicht , ob ich
es so recht verstanden habe , aber wenn eS so ist , dann grcbt
man zu viel Freiheit nach meiner Meinung.

RegierungS -Commissar Plate : Wenn Jemand auswan¬
dert , über die Grenze des Großherzogihums Oldenburg und in
einem andern deutschen Staate das Bürgerrecht erlangt , so
wird er dort auch herangczvgen und wird dort seine Wehr¬
pflicht erfüllen müssen . Wandert er in das Ausland , erlangt
er dort das Bürgerrecht , so hat Oldenburg kein Recht mehr,
von ihm noch die Erfüllung von Bürgerpflichten zu verlan¬
gen . Die Sache ist einfach und es möchte sich das Beden¬
ken des . Abg . aus Dinklage dadurch erledigen.

Abg . Gothe : Ach wollte auch einen Antrag stellen,
wie ihn der Abg . Wibel  schon gestellt hat . Er hat ihn et¬
was anders gefaßt , ich , bin aber im Ganzen mit seinem An¬
träge einverstanden und werde daher von meiner Seite , die¬
sen Antrag nicht stellen . Ich werde jedoch einen andern An¬
trag , der damit in Verbindung steht , stellen , nämlich rück¬
sichtlich derjenigen , welche außer dem Lande sind und wegen
welcher noch kein Urthcil gesprochen ist, damit diese auch be¬
rücksichtigt werden.

Präsident : DaS ist hier gesagt.
Abg . LÜtbel .: Ich habe die Fälle ins Auge genom¬

men , wonach kein Unheil gesprochen ist aus ergangene Edik-
taüadung . ,

Abg . Bothe : Ich meine , wo ein Urtheil bereits ge¬
sprochen ist, ich versprach mich ; und dann ferner habe ich im
Allgemeinen Diejenigen im Sinn , welcher in dem Anträge
des Abg . Wibel  nicht gedacht ist . Hinsichtlich aller dieser
möchte der Wunsch , ausgesprochen sein , daß eine Amnestie
ertheilt werde . Schon auf dem constituirenden Landtage
wurde einstimmig der Beschluß gefaßt:

„Der Landtag spricht den Wunsch aus : Die hohe
Staatsregierung wolle diejenigen widerspenstigen Wehrpflich¬
tigen , welche sich im Auslände aufhalten , amnestiren und
denselben die Rückkehr ins Vaterland dadurch erleichtern , daß
sie nur noch insofern zur Erfüllung der Wehrpflicht herbeige¬
zogen werden , als sie sich noch im wehrpflichtigen Alter
befinden ."

Dieser Antrag ist damals einstimmig angenommen wor¬
den . Bis . jetzt hat sich, die Staatsregierung hierüber noch
nicht erklärt und keine.- Amnestie -erlassen . Nach den Bestun-
mungen , die wir jetzt angenommen haben , müßte der Antrag,
wenn er wieder angenommen werden könnte , etwas anderS-
gestellt werden . Namentlich mit dem Lebensalter von 30
Jahren und so habe ich ihn gestellt , und wollte dem Laüd-
tage auch sehr empfehlen , ihn anzunehmen . Er lautet:

„Der Landtag spricht den Wunsch aus:
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Hohe Staaisregierung wolle diejenigen widerspenstigen
Wehrpflichtigen , welche sich im Auslande aufhalten
und nicht ausgewanbert sind , oder Diejenigen , welche
ausgewandert sind und gegen dieselben als widerspen¬
stige Wehrpflichtige ein rechtskräftiges Erkenntniß ge¬
sprochen ist , amnestiren , und denselben die Rückkehr
intz Vaterland dadurch erleichtern , daß sie nur noch
in so fern zur Erfüllung der Wehrpflicht herbeigezvgen
werden , als sie das 30 . Lebensjahr noch nicht über¬
schritten haben ."

Ich habe nur noch als besondere Motive hinzugcfügt:
Manche würden sich nicht aus dem Lande entfernt Ha¬

ben , >vmn schon früher die Wehrpflicht für alle gleich gewe¬
sen unv die Stellvertretung aufgehoben gewesen wäre . Viele
wünschen gewiß ins Vaterland zurückzukehren , werden aber
dadurch abgeschreckt , daß sie als widerspenstige Wehrpflichtige
können verurtheilt werden oder schon verurtheilt sind . An¬
dere sind zufällig abgehalten , zur rechten Zeit zurückzukehren
und haben wegen Strenge der alten Gesetze nicht gewagt,
zurückzukehren.

Wiederum haben Andere , deren Aufenthaltsort unbekannt
ist , sich in dem Glauben entfernt , daß für sie ein Stellver¬
treter gekauft werden könne ; kehren nun diese nicht zur rech¬
ten Zeit zurück, um noch selbst eintreten zu können , so wür¬
den sie ohne ihre Schuld als widerspenstige Wehrpflichtige
erscheinen . Aus allen diesen Gründen spricht die Billigkeit
für die Amnestie.

Präsident : Der Antrag lautet:
„Der Lmdtag ipricht den Wunsch aus:

Hohe Slaatsregierung wolle diejenigen widerspenstigen
Wehrpflichtigen , welche sich im Auslände aufhalten
und nicht ausgewandcrr sind , oder Diejenigen , welche
ausgewandert sind und gegen dieselben als widerspen¬
stige Wehrpflichtige ein rechtskräftiges Erken niß ge¬
sprochen ist, amnestiren , und denselben die Rückkehr
ins Vaterland dadurch erleichtern , daß sie nur noch
in so fern zur Erfüllung der Wehrpflicht herbcig -zo¬
gen werden , als sie das 30 . Lebensjahr noch nicht
überschritten haben ."

Ist dieser Antrag unterstützt?
(Die Unterstützung erfolgt .)
Der Abg . Pan er atz hat das Wort.
Abg . Pancratz : Ich muß erklären , daß mein Beden¬

ken gegen den Absatz sub II . noch nicht geschwunden ist, nach
der früheren Erklärung . Es wurde gesagt , daß allerdings
Jemand befreit sein müsse, wenn er in einem andern Staate
Untcrthanenrechte gehabt habe , denn er würde dann auch
zur Wehrpflicht gezogen werden . Unter dieser Voraussetzung
würde natürlich kein Bedenken vorhanden sein , sobald näm¬
lich hier der Zusatz gemacht würde : „ und dort oec Wehr¬
pflicht Genüge geleistet hat ." Ich würde diesen Zusatz bean¬
tragen , bin aber bedenklich geworden ; denn der Ausgewan¬
derte kann auch Untcrthan gewesen sein in einem Staate,
wo keine allgemeine Wehrpflicht vorhanden ist. Es geht

demnach hieraus hervor : Es kann Jemand ausgewandert
sein auf kurze Zeit in einen andern Staat und kann zurück¬
kehren , bevor er der Wehrpflicht Genüge geleistet Hai , dann
würde es nach diesem Gesetze auch hier nicht nöthig sein,
der Wehrpflicht Genüge zu leisten . Allerdings liegt das in
der Compelenz des Gesetzes . Wenn Jemand auswandert
und englischer Unterthan wird und nur als englischer Untcr¬
than seinen Aufenthalt in Oldenburg nimmt , so hat die Ol-
denburgische Regierung kein Recht , von ihm die Erfüllung
Oldenburgischer Bürgerpflichten zu verlangen . DaS ist ein
völkerrechtlich anerkannter Grundsatz.

Präsident : Es hat sich Niemand weiter zum Worte
gemeldet und ich erkläre demnach die Discussion über den
Art . 25 . für geschlossen.

Abg . Tappenbeck ( Berichterstatter ) : Nur ein paar
Worte : Der Antrag des Abg . Strackerjan  scheint mir
unbedenklich zu sein ; ich wüßte nicht , was dagegen hervvr-
zuheben wäre . Die Anträge der Abg . Bot he und Wibel
können neben einander bestehen ; der Antrag des Abg . Wi¬
bel wird als Antrag zum Gesetz zu betrachten sein , — der
des Abg . Bothe  will einen bloßen Wunsch aussprechen.
Was das von dem Abg . Pancratz  angeregte Bedenken ge¬
gen den Absatz »ul, Ziffer 2 . betrifft , so kann ich dasselbe
nicht theilen , indem gerade dadurch eine Aenderung desselben
nothwendig sein würde . In der Regel kann man doch an¬
nehmen , daß , wer vor Erfüllung der Wehrpflicht das Bür¬
gerrecht in einem fremden Staate erwirbt , er auch in Wahr¬
heit Bürger jenes Staats geworden ist — die andern Fälle
mögen einzelne Ausnahmen sein — und daß er dort auch
seiner Wehrpflicht Genüge geleistet haben wird . Ich gebe
zu , daß es Fälle geben kann , wo ein solcher Ausgewanderter
weder im In - noch Auslande seiner Wehrpflicht genügt hat,
und auf diese Weise frei davon kommt . Ich glaube aber
schwerlich , daß es uns je gelingen werde , durch entsprechende
Bedingungen dergleichen durchaus abzuschneiden.

Präsident : Es liegen also Anträge vor:  1 ) der vor¬
hin verlesene Antrag des Abg . Strackerjan,  welcher an
die Stelle dieses ganzen Artikels treten will , dann der An¬
trag vom Abg . Wibel  und der Antrag vom Abg . Bothe.
Es würde zunächst natürlich nur der Antrag des Abg.
Strackerjan  zur Abstimmung zu bringen sein , wenn der
abgelehnt würde , der Artikel . Weitere Anträge sind zu die¬
sem Artikel selbst nicht gestellt . Die Anträge der Abg . Wi¬
bel und Bothe  unterscheiden sich dadurch , daß der Antrag
des Abg . Wibel  sich nur auf diejenigen Widerspenstigen
bezieht , worüber noch nicht rechtskräftig abgeurtheiltist . Wo¬
gegen der Abg . Bothe  seinen Antrag auf diese ausdehnt.
Insofern gehen sie neben einander , wie von dem Berichter¬
statter bemerkt worden ist , und ich kann zur Abstimmung
bringen erst den Antrag des Abg . Wibel  und dann den
weiter gehenden des Abg . Bothe.  Ich würde also zunächst
den Antrag des Abg . Strackerjan  zu diesem Art . zur
Abstimmung bringen.

Der Antrag des Abg . Strackerjan  lautet:
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Der Artikel soll so gesüßt werden:

»Ist Jemand vor Erfüllung seiner Wehrpflicht aus¬

gewandert , und nimmt vor Vollendung seines 30 . Le¬

bensjahres seinen Aufenthalt innerhalb des hiesigen

oder eines anderen deutschen Staates , ohne Angehö¬

riger eines nicht deutschem Staates geworden zu sein,

so hat er die Erfüllung seiner Wehrpflicht nachzuhvlen,
und tritt , falls seine Zahresklasse bereits gelooset hat,

im nächsten Einstellungstermine auf 6 Jahre in Dienst.

Hat dessen Jahresklasse noch nicht gelooset , so wird

er mit derselben zur Loosung gezogen .!

Diese Bestimmung findet keine Anwendung:

s . wenn ein Sohn vor Eintritt in das 20 . Lebensjahr

mit dem Vater , bez . der unehelichen Mutter , aus-

gcwandert ist;
b . wenn der Ausgewanderte Bürger eines länderen

deutschen Staates geworden ist . "

Diejenigen Herren , welche den Art . in dieser Fassung

alinehmen wollen , bitte ich aufzustehen.
Der Antrag ist angenommen.

Der Antrag des Abg . Wibel  lautet:
„Die Bestimmungen der Art . 22 . bis 26 . finden auch

Anwendung auf bereits vor Erlassung dieses Gesetzes

Ausgewanderte , sofern über sie noch nicht rechtskräf¬

tig entschieden ist;
der 2 . Absatz des Art . 24 . ist jedoch nur so anzu¬

wenden , daß die durch unzweideutige Thatsachen an

den Tag gelegte Absicht bei ihnen der ausdrücklichen

Erklärung gleich geachtet werden kann ."

Diejenigen Herren , welche diese » Antrag , annehmen wol¬

len , bitte ich auszustehen.
Der Antrag ist angenommen.

Der Antrag des Abg . Bothe  lautet:
„Der Landtag spreche den Wunsch aus:

Hohe Staatsregierung wolle diejenigen widerspenstigen

Wehrpflichtigen , welche sich im Auslande aufhalten

und nicht ausgewandert sind , oder diejenigen , welche

ausgewandert sind und gegen dieselben als wider¬

spenstige Wehrpflichtige ein rechtskräftiges Erkenntnis

gesprochen ist , amnestiren , und denselben die Rückkehr
ins Vaterland dadurch erleichtern , daß sie nur noch

insofern zur Erfüllung der Wehrpflicht herbeigezogen

werden , als sie das 30 . Lebensjahr noch nicht über¬

schritten haben ."

Diejenigen Herren , welche diesen Antrag annehmen , bitte

ich aufzustehen.

Der Antrag ist ebenfalls angenommen.
Art . 26 . lautet:

„Die Wehrpflicht dauert auch dann fort , wenn ein

Wehrpflichtiger rm Einstellungstermine nicht zum Auf - '

ruf gekommen ist ; doch ist die Wehrpflicht in diesem

Falle , so Wie sie der Auswanderung nicht entgegen¬

steht (Art . 23 .) , bei Ettheilung von Pässen in 'sAus-
24 .

land nicht zu berücksichtigen . Freischeine werden nicht
mehr ertheilt.

Ueber die Zeit , wann die Wehrpflicht aufhört , wer¬

den gesetzlicheBestimmungen Vorbehalten ."

Dieser Art . ist zur Annahme empfohlen und bitte ich

unter Annahme des Schlusses diejenigen , welche ihn anneh¬

men wollen , sich zu erheben.
Der Art . ist angenommen.

„Bestimmungen wegen der Präsenzzcit der bei der Reiterei
eingestellten Mannschaft.

Art .' 27.

Die bei der Reiterei eingestellte oder einzustellende

Mannschaft bleibt der Regel nach drei Jahre lang

ununterbrochen bei der Fahne . Im Uebrigen ist die

Dienstzeit dieselbe , wie bei den übrigen Waffengat¬
tungen.

Im Einstellungstermine werden die zur Einstellung
bei der Reiterei geeigneten und erforderlichen Recru-

ten vom Militair - Commando ausgeschieden , und ist

dagegen keine Reclamativn zulässig . Auf den Wunsch

Einzelner , bei der Reiterei oder bei einer andern

Waffengattung eingestellt zu werden , ist, so weit thun-

lich , Rücksicht zu nehmen . "

(Der Abg . Mölling  bittet um 'S Wort .)

Abg . Tappenbeck (Berichterstatter , verliest ) : »Zum Art.

27 . Von dem Landtage zur Vereinbarung des Staatsgrund-

gesetzes wurde in der Sitzung vom 3 . Febr . v. I . ( vcrgl.

Prolocolle darüber S . 44Ä2 ) auf Amrag des Abgeordneten
Morel!  erklärt:

»daß die Verhandlungen wegen Errichtung eines Rei-

rerregimcms noch nicht erschöpft sinn , und die hohe

Staatsregierung zu ersuchen , durch geeignete Unter¬

handlungen mu der Reichscenlralgewalt die Zurück¬

nahme dieses Beschlusses erwirken und der nächsten

Standeversammlang das Resultat geneigtest mittheilm

zu wollen . "
Von Seilen der Staatsregiecung ist eine Antwort hier¬

auf bis jetzt nicht erfolgt.
Vom ersten allgemelmn Landtage wurde ferner in der

Sitzung vom äst . August v . I . , , aus Antrag des Abgeord¬

neten Lindemann,  beschlossen : die StaatSregierung zu er¬

suchen , in der ange ;angenen Bildung des Reiterrrgiements

nicht ausdehnend fortzusahren ; und antwortete die Staais-

regierung mittelst Schreibens vom 30 . August v . I . :

daß sie beschlossen habe , in der Bildung der Eaval-

lene nicht weiter vorzugehen , ats die Erhaltung und

Fortbildung des vorhandenen .Bestandes es erfordere,

wodurch also neue Einstellungen von Offlciercn , Re¬

kruten , oder Remonten von selbst wegsielen.

Da demnach überall noch nicht feststehen dürste , ob Ol¬

denburg definitiv ein Reiterregiment behalten würde , so glaubt

der Ausschuß , zur Vermeidung etwaiger Mißdeutungen , aus¬

drücklich hervorhchen zu müssen , . daß . die Beralhung und Be¬

schlußfassung über diesen von der : Cavalle,tte , handelnden Ar-
6l
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kW , ekfolge , ohne Präjudiz hinsichtlich der Frage über den

definitiven Fortbestand der Reiterei.
Der Ausschuß beantragt daher zunächst:

„der Landtag wolle sich mir dieser Auffassung einver¬

standen erklären «.
Präsident : Ich kann wohl diese Frage zuerst an die

Versammlung — Hr . Reg .-Comm . Plate  hat das Wort.

Regierungs -Commissar Plate : Bei näherer Nachfrage

hat sich allerdings ergeben , daß die Korrespondenz , die vou

Seiten der Staatsregierung mit dem Reichsministerium statt-

gesunden bat , amtlich den beiden srühern Landtagen nicht

mitgetheilt worden ist. Es ist jedoch in der Begründung
des Finanzhaushalts votn 2 . Nov . 1849 darauf Bezug ge¬

nommen und 'diese Begründung bei Eröffnung des gegen¬

wärtigen Landtags mit übergeben worden . Es beruht , wie

gesagt , aus einem Versehen , was entstanden ist be- dir plötz¬

lichen Schließung des allgemeinen Landtags , wo diese Kor¬

respondenz in der Abschrift zur Uebcrgabe bereit lag . Diese

Korrespondenz ist später einem Mikgkiede des Finanzausschus¬
ses behufs des Gebrauchs im Finanzausschüsse mitgetheilt

worden . Ich habe aber jetzt den Auftrag , eine Abschrift da¬

von mitzuthcilen . Diese Korrespondenz lautet wie folgt , zu¬

nächst das Schreiben des oldenburgischen Bevollmächtigten

bei der Centralgewalt vom 28 . Februar 1849:
„An das Rcichsministrrium des Kriegs.

Zn Folge der geehrten dienstlichen Schreiben des Reichs¬
ministeriums vom 24 . und 25 . November v . Z . hat die Re¬

gierung des Unterzeichneten nicht verfehlt , die erforderlichen

Vorbereitungen und Einrichtungen zur Vermehrung und zur

veränderten Organisation ihres Coniingents zu treffen , wie

chie Anzeige des Unterzeichneten an das Reichs - Kriegsmini-
stcrium vom 44 . Jan . d. Z . näher darthut . Jndeß har der

in Oldenburg versammelt gewesene Landtag am 13 . d . M.

bei Gelegenheit einer Discussron über die ihm von der Re¬

gierung gemachten Finanzvorlagen den Schluß gefaßt:

„zu erklären , daß die Verhandlungen wegen Errich¬

tung eines Reiter -Regiments noch nicht erschöpft seien

und die hohe Staatsregierung zu ersuchen , durch ge¬

eignete Unterhandlungen mit t er Reichs -Centralgcwalt

auf die Zurücknahme jenes Beschlusses wirken zu
wollen . "

Der Unterzeichnete ist in Folge dieses Landtagsbeschlus-

srs von der Großherzoglichen Regierung beauftragt , bei der

provisorischen Centralgewalt nochmals vorzustellen , daß die

Aufstellung eines Cavallerie - Regiments den in den Verhand¬

lungen des Landtags zu Tage kommenden Wünschen des

Landes in keiner Weise zu entsprechen scheine , wie dieselbe

denn in der Thal mit sehr bedeutenden Schwierigkeiten , Ko¬

sten und Verzögerungen verbunden sei und mir dieser Vor¬

stellung den Antrag zu verbinden , das Großherzogkhum von

dieser Leistung , sei es auch durch verinehrte Znfanteriestellung

zu befreien.
Er darf sich übrigens auf die in seinem ergebensten dienst¬

lichen Schreiben an das Reichs - Kriegsministerium vom 17.

und 22 . Novbr . v. I . ange 'ühiken Ansichten und Gründe

für eine Erlassung der Cavalleriestellung gchorsamst beziehen

und erlaubt sich hier nur noch dervorzuss bcn , daß eine Her¬

beiziehung der oldenburgischen Schifferbcvölkerung zum Dienst

auf der deutschen Kriegsflotte ohnehin leicht zu einer verän¬

derten Formalien und Emtheilung des Eonkingenis Veran¬

lassung und somit einen weiteren triftigen Grund zum Weg¬

fall der Cavallerie darbieten könnte.

Um geneigte baldige Erwägung und Erwiederung des

Reichsministeriums darf der Unterzeichnete um so dringender

ersuchen , als die Formirung und Completirung des Olvcn-

burgischen Eonlingcnrs eben in vollem Gang ist, so daß zur

Ersparung von vergeblichen Kosten und Mühen ein schleu¬

niger Beschluß der Großherzoglichen Regierung höchst wün-

schenswcrkh sein muß.
Frankfurt , 1849 Febr . 28.

(gez .) Mosle,
Großh . Oldenburgischer Bevollmächtigter.

Richtige Abschrift.
E i b e n.

Das Schreiben des ReichskricgSminisieriums zu Frank¬

furt vom 6. März 1849 lautet:
„Das Reichsministerium des Kriegs an den Großherzog-

ftch Oldenburgischen Bevollmächtigten bei der provisorischen

Centralgewau Deutschlands , Herrn Obersten Mosle.
Auf die gefällige Note vom 28 . Febr . beehrt sich das

Rcichsministerium des Krieges ergebenst zu crwiedern , daß

bereits der Erlaß vom 42 . August v. I . eine Heranziehung
derjenigen Staaten zur Stellung der Cavallerie und Artillerie

Vorbehalten hat , welche bisher davon durch einzelne Beschlüsse

der früheren Bundesversammlung befreit worden waren . Jene

Befreiungen stützten sich hauptsächlich auf die eigenrhümlichen

Verhältnisse , insbesondere die speciellcn Bestimmungen , welche

den Conlingenlen jener Staaten gegeben worden waren , ha¬

ben aber diese Grundlage durch die gänzlich veränderten Re¬

lationen verloren , in welche die gcsammle erhöhte Wehrkraft

Deutschlands überhaupt und die einzelnen Lhcile derselben

zum Ganzen gegenwärtig getreten sind . Demgemäß muß

das Reichs -Kriegsministerium in gerechter Erwägung der nicht

unbedeutenden Last , welche dem gesammten deutschen Vater¬

lande aus der angeordneien Erhöhung seiner Wehrkraft er¬

wächst , die gleichförmige Vertheilung dieser Last als unum¬

stößlichen Grundsatz sesshaften , und kann um so weniger ir¬

gendwo eine Ausnahme eintreren lassen , als eine solche mit

demselben Rechte von vielen andern Staaten in Anspruch

genommen werden könnte , und dadurch die Geschloffene Maß¬

regel zum großen Theil illusorisch werden könnte . Die bun-

desverfaffungsmäßigen Verhältnisse der sogenannten Special-

waffcn zur Infanterie sind schon an und für sich im Vergleich

zu den übrigen Heeren Europa ' s als ungenügend anzusehcn,
und als ein wesentlicher Uebelstand mußte es schon früher

betrachtet werden , daß mehrere größere Contingenle gar keine

Cavallerie enthielten . Es würde nun aber bei der jetzigen

bedeutenden Contingenisvermehrung ein ganz abnormes Ver-
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wesentliche Nachtheile und Verwirrungen in der Formation
des deutschen Heeres entstehen , wenn irgend eine Befreiung
von der Gestellung auch noch jener unzureichenden Quoten
an Specialwaffen fernerhin zugestanden würde . Das Reichs-
Kriegsministerium hat daher diesen Gegenstand seiner Wich¬

tigkeit wegen imReichsminister -Rathe und demnächst bei dem
Erzbcrzog Reicksverwcser zum Vortrag gebracht und es ist
der Beschluß gefaßt worden , alle Befreiungen von der Stel¬

lung der Specialwaffen ohne Ausnahme aufzuheben . Trup¬

penkontingente von der Bedeutendest des Großherzoglich Ol-
denbürgischen können unmöglich ohne Cavallerie bleiben , und
es kann daher die Stellung eines Aequivalents in größerer
Zahl Infanterie nicht angenommen werden.

DaS Reichs - Kriegsministerium verkennt nicht die Schwie¬

rigkeiten , welche sich der Organisation einer bisher nicht ge¬
stellten Waffenart überhaupt , und so auch im Großherzogthum

Oldenburg entgegenstcllen werden , glaubt aber auch , daß vorzugs¬
weise Oldenburg bei seinem Reichthum an dem für die Cavallerie

wichtigsten Material und seinen anderweitigen Hülfsmitteln,
in seinen Verpflichtungen gegen das gesammte Vaterland

nicht Zurückbleiben werde . Ueberdies würde die Stellung des
Aequivalents von drei Infanteristen für jeden Cavalleristen
jedenfalls für das Land , dem es eine unverhältnißmaßige
Menge junger Leute entziehen würde , drückender als die wirk¬
liche Cavallerieleistung sein . Die in ihrem Entstehen begriffene
deutsche Kriegsflotte har noch nicht den für einen Beschluß

über eine feste Organisation eines Marine - Corps nöthigen
Standtpunkt erreicht und es läßt sich jetzt weder der Bedarf
an Mannschaft , noch die Art des Ersatzes derselben bemessen.
Sollte sich das Bedürfniß einer Requisition von Seeleuten

Herausstellen , so würden die betreffenden Küstenstaaten nach
Vcrkältniß dabei betheiligt werden und die etwaige Leistung
bei der Infanterie , keinen Falls aber bei der Cavallerie in

Anrechnung kommen können.
Indem hiernach das Reichs - Kriegsministcrium die Groß¬

herzogliche Regierung zum unverweilten Vorschreiten in der
Organisation der Cavallerie ergebenst auffordcrt , siebt sich das¬
selbe durch die geehrte Note noch besonders zu der Bemerkung
veranlaßt , daß keinem Bundesstaat das Recht eingeräumt
werden kann , sich auf innere Einrichtungen , Gesetze und In¬

stitution als Grund des Nichtvollzuges oder einer Verzöge¬
rung in der Ausführung von Beschlüssen zu berufen , welche
ihre Verpflichtungen gegen die Gcammtheit betreffen , und
Namens der Reichs - Gewalt ernannt worden sind . Finden

sich die betreffenden Regierungen hierdurch zu .Verhandlungen
mit ihren Ständen veranlaßt , so können diese Verhandlungen
die alsbaldige Ausführung des Beschlusses selbst nicht in

Frage stellen , da jeder Staat seinen Verpflichtungen gegen
das Ganze entspechen muß , und die Erfüllung derselben der
vorgäugigcu Zustimmung der Stande der Einzelstaaten nicht
unterworfen werden kann , ohne die Ausführung jeder imGe-

sammt - Jnkcrcsse nöthigen Maaßregel und einem gemeinsamen
Verband der deutschen Staaten überhaupt unmöglich zu ma¬

chen . Nur über die Mittel und Wege , wie solche Leistun¬
gen den Verhältnissen des Landes am entsprechendsten zu er¬
füllen sind , können die Stände ihre Ansichten im verfassungs¬
mäßigen Gange geltend machen.

Der Reichsminister des Krieges.
(gez -) v . Peucker.

Für die Richtigkeit der Abschrift
Eiben.

Ich übergebe hiermit diese beiden Aktenstücke.
Präsident : Zm Ausschußbericht ist bemerkt , es sei von

dem const . Landtage beschlossen worden , „ die St .-Reg . zu er¬
suchen , durch geeignete Derhandl . mit der Reichscentralgewalt
die Zurücknahme dieses Beschlusses erwirken und der nächsten

Ständeversammlung das Resultat geneigtest mittheilen zu
wollen ."

Darauf ist von Seiten der St . - Reg . bisher eine Ant¬
wort nicht erfolgt . Insofern die eben gegebenen Mittheilun¬
gen des Herrn Regierungs - Commissars sich auf diesen Gegen¬
stand beziehen , sind sie gewiß auch am rechten Orte und auch
sonst für den weitern Antrag , der auf der Tages - Ordnung
steht , betreffend die Reiterei , von Interesse . Sonst aber glaube
ich , daß wir die Frage , ob und in wieweit die Kavallerie
aufzuheben sei , nicht hier erörtern , sondern uns lediglich auf

den Antrag des Ausschusses beschränken , der dahin geht:
„Der Landtag wolle sich zunächst mit der Auffassung
des Ausschusses einverstanden erklären , ohne Präjudiz
hinsichtlich der Frage über den definitiven Fortbestand
der Reiterei ."

Ich glaube daher , daß wir auf diesen Gegenstand , soweit
er die Fortdauer der Kavallerie betrifft , nicht weiter eingehen,
sondern ich kann an die Versammlung die Frage stellen , wenn
weiter Niemand das Wort darüber verlangt , ob der Landtag
sich mit dieser vom Ausschüsse proponirten Auffassung
einverstanden erklärt , nämlich daß wir , ohne Präjudiz für die
Frage der Aufhebung der Kavallerie , den weitern Art . 27 .,
wie er vom Ausschüsse verändert worden , berathen.

Der Abg . Mölling  hat zuerst das Wort.
Abg . Mölling : Ich möchte glauben , daß wir die

Berathung des ganzen Artikels aussetzten . Der Bericht steht

schon auf der Tages - Ordnung , in welchem die Majorität des

Ausschusses die Auflösung des Reiterregiments beantragt hat.
Wenn dieser Antrag zum Beschluß des Landtags erhoben

würde , fo brauchte diese Präjudicialfrage nicht gestellt zu wer¬
den , sie würde ganz hinwegfallen . Ich möchte dafür stimmen,

daß die ganze Berathung dieses Artikels bis nach Berathung
jenes Berichts ausgesetzt würde.

Präsident : Ich würde es auch vorgeschlagen haben,
wenn nicht in dem vopt Ausschuß proponirten Artikel auch

von der Artillerie die Rede wäre , und die Reihenfolge der
Einstellung auch bei der Infanterie und .Artillerie außer der
Cavallerie in Frage käme . .Verändert würde er jedenfalls

werden müssen ; wenn dieser Antrag auf Aufhebung der Ka¬
vallerie durchginge , so würde natürlich dieftr Artikel , wie wir

ihn h ute nach der Fassung des Ausschusses beschlössen , eine
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Medisication erleiden . Aber daß - er darin diese Modifikation

erleide , dahin geht ja der Antrag des Ausschusses , welcher

will , daß wir ohne Präjudiz für das , was hinsichtlich der

Kavallerie demnächst zu beschließen wäre , unsern Beschluß

darüber schon fassen . Es bedarf daher hier eines besonderen

dem Berichte eutgcgenstehenden Antrags.

Abg . Wibel : Zch möchre mit dem Abg . Mölling

glauben , daß wir am besten diese Berathung aussetzen ; wir
können auf die Reitsvldaten nicht zu sprechen kommen , ohne

über die Grenze dieser Frage , die wir uns stellen mochten,

hinauszugchen . Die Mittheilung der Slaatsregierung hier¬

über hat dazu schon wieder einen weiten , weiten Weg ange¬

bahnt , obgleich diele Milthcilung nichts Neues enthält.

WaS man uns vorgelesen hat , sind dieselben Schriften , die

man auf dem früher » Landtage schon vor sich gehabt hat,

aus denen wir schon damals entnommen haben , daß die

Verhandlungen nicht so geführt seien , wie wir wohl wünschen

müssen , daß weniger von Hindernissen und . Schwierigkeiten,

die entgegenständen , darin die Rede war , als von Vorberei¬

tungen und AuSführungsmilteln , die schon vorhanden wären,

und daß die unangenehme Antwort am Schluß der letzten

Peuckerschen Note recht schuldvoll hcrvorgerusen war , dadurch

Laß die Staatsregierung den Widerspruch des Landtags ver¬

schob , und ihre Ansicht nicht mit der des Landtags ohne

Rückhalt identisizirte.
Präsident : Wir wollen aber aus die Schriften nicht

weiter eingehen.
Abg . Werry : Zch wollte das nämliche , was die Abg.

Wibel und Möllrng  beantragt haben , auch beantragen.

Ich glaube , wir können uns nicht so in den Grenzen halten,

daß wir nicht auch über die Reiterei sprechen.

Abg . Pancratz : Zch würde dafür gewesen sein , baß diese

Berathung vor sich gehe , weil auch die andern Waffengat¬

tungen darin Vorkommen und weil im Bericht selbst gesagt

ist, daß möglicherweise die Kavallerie wieder angeschafft wer¬

den müsse und so würbe dies sür 'L Gesetz , was eigentlich

für immer bestehen soll , nützlich , wenigstens nicht schädlich

sein , wenn der Reiterei gedacht wird . Zndeß , aus dem be¬

reits angeführten Grunde , daß die Discussion zu weit führen

könnte , bin auch ich dafür , daß der Gegenstand ausge¬

setzt wirb.
Präsident : Dann würde ich Sie fragen , ob Sic

wollen , daß wir die Discussion und Abstimmung über Art.

27 . so lange auSsetzen , bis der Bericht des Finanzausschusses,

die Kavallerie betreffend , seine Erledigung gefunden hat , und

bitte diejenigen Herren , welche diese Aussetzung wollen , auf¬

zustehen.
(Die Aussetzung ist genehmigt .)

Wir kommen jetzt zum Art . 28 . und 30 . Diese Art.

2 . und 30 . lauten übereinstimmend.

„Bei der Verordnung vom 21 . April 1819 , in Betreff

einiger Abänderungen des Rccrutirungsgesetzes für das Für¬

stenthum Lübek vom 22 . Febr . 1832 , wie sic in den folgen¬

den tztz. enthalten ist, behält es sein Bewenden.

tz.
Der von dem Fürstemhum Lübek nach tz. 1. des Recru-

tirungsgesetzes zu Unserem Truppencorps zu stellende An-

theil soll künftig nicht mehr aus einer Reserve -Compagnie

bestehen , und die vorge ĉhriebene HerauSziehung der Con-

tingents -Mannschaft nach tz. 21 . und tz. 22 . Ziffer 1 — 9

des Recrutirungsgesttzes soll gleich im Einstellungstermine
am 1. Mai jeden Jahres geschehen.

tz. 2.
Unter Abänderung der Vorschrift des tz. 3 . des Re-

crutirungsgesetzeS wird die Zeit , wahrend welcher die einge¬

stellte Mannlchafl regelmäßig ununterbrochen im Dienste

verbleibt , in Uebereinstunmung mit der tm Herzoglhum

Oldenburg bestehenden Einrichtung bis zu iVz Zahr fest¬

gesetzt.
tz. 3.

Die Aushebung findet wie bisher am 1. Mai statt,

es soll aber von jetzt an die gesammte Mannschaft der

Jahresclaffe , so weil sie eingeübt werden muß , sogleich in

Dienst gestellt werden . Die abweichende Bestimmung des

tz. 18 . des RecculirungsgefttzeS wird insoweit hiedurch auf¬

gehoben . "
Die specullm Bestimmungen für die beiden Fürstenthü-

mer werde ich wohl nicht weiter vorzulesen brauchen.

Abg . Lindemanu : Darf ich vor der Vorlesung mir
das Wort  erbitten.

Meine Herren ! Hier sind zwei Gesetze , die uns zur

Genehmigung vorgeiegt sind , die Provinzen Birkenseld und

Eutin betreffend , es jvll da ene andere Miiitärpflichtigkeit

für die dort bestehenden Soldaten eingeführt werden . Es hat

gestern der Landtag die Präsenzzeit auf die sich vorzüglich
das neue Gesetz bezieht , ganz verändert angenommen . Der

Bericht , wie er voriiegl , kann nicht mehr in seiner Totalität

zur Anwendung kommen ; ich wünschte daher und trage dar¬

aus an:
„Der Landtag wolle beschließen:

diesen Bericht , der siey bezieht aus die Gesetzgebung

in Birkenfeld und Eutin , dem Ausschüsse zurückzuge¬

ben , um ihn neu zu bearbeiten mit Berücksichtigung

der gestrigen Beschlüsse beö Landtags ."

Präsident : Um zu beurtheüen, ob dieser Bericht zu-

rückzugcbcn sei, muffen wir diesen Bericht natürlich erst lesen

und ich glaube daher , daß wir geschäftsordnungsmäßig ihn

erst vortragen müssen.
Abg . Tappenbeck (Berichterstatter ) : verliest den Be¬

richt *) weiter.
Zu bemerken habe ich, um dies vorweg zu nehmen , daß

nach dem gestrigen Beschlüsse , wonach die Präsenzzeit gesetz¬

lich sestgesteltt werden soll und für das Herzoglhum auf 6 bis
9 Monate sestgesteltt ist, es lediglich bei dem Minderheitsan-

trage fein Bewenden haben soll , etwa salra reüaetiono , denn

dieser Minderheitsbeschluß sagt , der Artikel soll genehmigt

*) Wird initgetbeilt werden , wo er zur Berathung kommt.
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werden dahin, daß die Präsenzzeit gleich sei mit der im Her¬
zogthum bestehenden. Dieser Minoritätsantrag paßt ganz zum
gestrigen Beschluß des Landtages. Der andere Antrag, von
dem ich gestern sprach, der gestern von mir vorgelegt wurde
als ein nachträglich hier zu stellender, ist ebenfalls durch un¬
ser» gestrigen Beschluß beseitigt, kommt also hier nicht weiter
zur Sprache. Das wären meines Erachtens die Abänderun¬
gen, die in Folge des gestrigen Beschlusses hier Platz grei¬
fen möchten.

Präsident : Es ist von dem Abg. Lindemann,  wie
Sie vorhin gehört haben, der Antrag gestellt:

„In Erwägung, daß die Provinzial-Gesetze vom 2t.
Septbr. 1849 und auch ihre rechtliche Beurtheilung
Lurch die gestrigen Landtagsbeschlüsse ihre bisherige Ba¬
sis verloren haben,

ist der Bericht für die Artikel 28 bis zu Ende an
den Ausschuß zurück zu geben, um mit Berücksichti¬
gung der neuen Beschlüsse neues Gutachten
vorzulegen."

Ist dieser Antrag unterstützt?
(Die Unterstützung erfolgt.)
Dann bitte ich die Herren, bevor wir weiter auf den

Ausschußbencht cmgehen, welche über den Antrag sprechen
wollen, sich darauf zu beschränken, indem sonst, wenn der An¬
trag angenommen würde, nach dem Schluß der ganzen Dis-
cusston wir vergebens weiter discutirt hätten.

Abg. Lindemann : Meine Herren, der Bericht beschäf¬
tigt sich hauptsächlich damit, ob die landtägliche Genehmigung der
Provinzialgesetze vom 21. April v. Z. jetzt geschehen solle.
Diese Genehmigung hat große Bedeutsamkeit, denn in der
Genehmigung würde liegen, daß die oldenburger Präsenzzeit
auch für Eutin und Birkenfeld gesetzlich wäre.

Unsere gestrigen Beschlüsse, meine Herren, für eine 6-
biS Omonatliche Präsenzzsttj sind noch nicht Gesetz. Wenn
wir ln dem Selbstgefühl, daß wir eine 9 monatliche Präscnz-
zeit für das ganze Gcoßherzoglhum gesetzlich machen werden,
vorläufig die Aufhebung der alten Provinzialgesetze genehmi¬
gen, die den Provinzen die kurze Dienstzeit sichert, und dann
der Fall, daß die Regierung mit dem Landtage nicht überein¬
stimmt und das neue Rekrutirungsgesctz mit einer 9monat-
lichen Präscnzzett nicht zu Stande kommt, was haben wir
dann für die Fürstenthümcr? Wir haben ihnen die kürzere
Präsenzzeit, die ihnen gesetzlich gegeben war, und verpflichten sie
unbedingt zu 18monatlicher Dienstzeit, die mit der jetzigen
Ansicht des LanddtagS gar nicht übereinstimmt. Beide Gut¬
achten, der Mehrheit wie der Minderheit, wie sie hier gegeben
wurden im Berichte, hindern nicht, daß wenn das neue Re-
krutirungsgesetz nicht zu Stande kommt, das alte Recht der
Provinz aufgehoben bleibt, das neue Provinzialgesetzals Ge¬
setz gelte und demnach der Provinz ein Druck (18monatliche
Präsenzzeit) aufgebürdet werde, den das Land nicht will. Es
muß also anerkannt werden, daß wir durch unfern gestrigen
Beschluß dem Gutachten eine ganz andere Basis gegeben ha¬
ben, dasselbe muß ein ganz anderes werden, La die Motive,

die aus dem bisherigen Bestand (die lange Präsenzzeit im
Herzogthumc) für die Genehmigung des Gesetzes gegeben sind,
jetzt nach dem Beschlüsse für kurze Dienstzeit keine Motive
mehr sind. Das Verhältniß, wie es sich hier bildet, ist ein
sehr complicirtes, so daß die Besorgniß sich rechtfertigt, dasselbe
werde in diesem Augenblicke vielleicht einigen unter uns nicht
so ganz klar sein. Darum ist mein Antrag wohl begründet,
daß wir diesen Bericht zurückgeben an Len Ausschuß, der be¬
rücksichtigen soll, was hier jetzt zu berücksichtigen ist. Der
Bericht sagt, es könne nicht zugegeben werden, daß Eutin
und Birkenfeld eine bevorrechtigte Erleichterung im Militär¬
dienst haben. Meine Herren, es ist am wenigsten meine Ab¬
sicht zu verlangen, daß Birkenfeld und Eutin irgend ein Pri¬
vilegium vor Oldenburg voraus haben. Wir wollen die Ol¬
denburger Leistungen mit leisten, ich will aber auch, daß alle
Leistungen zuvor definitiv festgestellt werden, damit ich weiß,
was ich für Eutin und Birkenfeld mit übernehme.

Wir sind augenblicklich in der Krise. Wir wollen ein
neues Gesetz fürs ganze Großherzogthum schaffen, dafür ha¬
ben wir gestern ein neues Prinzip beschlossen und so scheint
es mir durchaus unthunlich, daß wir — nachdem wir über
die gestrigen Prinzipen einig geworden sind— provisorisch ein
ungewisses Gesetz für die Fürstenthümer annehmen, welches
dort emstwcilen dieselbe lange Dienstzeit einführt, die wir für
das ganze Großherzogthum abschaffen wollen. Ich glaubo,
baß Mehrheit und Minderheit im Ausschuß jetzt, durch, die
gestrigen Beschlüsse, ganz andere Motiven haben werden für
ihr Gutachten, als worauf es bisher berechnet.

Darum nehmen sie meinen Antrag an.
Abg. Mölling : Der gestrige Beschluß Lautet dahin,

daß die Präsenzzeit als Minimum 6, als Maximum 9 Mo¬
nate faßt. Der Herr Berichterstatter hat schon mit Recht be¬
merkt, Laß dadurch der Majoritätsantrag monsicirt werde
ober eigentlich wegfalle und ich bin mit dem Herrn Bericht¬
erstatter der Minderheit im Wesentlichen einverstanden, daß
jetzt nur noch der Minderheits-Antrag angenommen werden
kann, nach welchem das Milikair in den Fürstenthümern
gleich behandelt wird dem Militair im Herzvgthum. Ich
theile eigentlich das Bedenken des Abg. Linde mann  nicht,
denn ich glaube, es scheint in der Annahme des Minoritäts-
gulachtens zu liegen, daß nur das Gesetz, wie es hier festge-
stellt wird, entscheidend sein kann, daß also die Regierung
nicht die Befugniß haben kann, die 18monat!iche, Dienstzeit
dort einzuführen nach dem allen Gesetz. Zndeß bin ich darin
mit dem Abg. Lindemann  einverstanden, daß Vorsicht nichts
schadet und daß am Ende auch überflüssig berichtet werden
könne. Ich glaube, wir könnten Len Ausschuß mir der Ar¬
beit verschonen und ich möchte den Antrag stellen, daß das
Minoritätsgutachten in folgender Fassung angenommen würde:

„Unter Abänderung der Vorschrift des §. 3 des Re-
crutirungsgesetzes wird bestimmt, daß die Zeit, wäh¬
rend welcher die eingestellte Mannschaft regelmäßig un¬
unterbrochen im Dienste verbleibt, dieselbe sein soll,
wie sie durch dieses Gesetz bei der Maimjchaft aus dem
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Herzvglhum Oldenburg und der Herrschaft Jever wird
sestgestellt werden . "

Präsident : Nur über den Antrag des Abg . Linde¬
mann  wollten wir sprechen.

Abg . Mölling : Das würde aber den Antrag ganz
absorviren , nämlich das Minorilätsgutachten heißt:

„Unter Abänderung der Vorschrift des tz. 3 des Re-
crutirungsgcsetzes wird bestimm !, daß die Zeit , wäh¬
rend welcher die eingestellte Mannschaft regelmäßig un¬
unterbrochen im Dienste verbleibt , dieselbe sein soll,
wie sie durch dieses Gesetz bei der Mannschaft aus
dem Herzogthum Oldenburg und der Herrschaft Zever
wird festgestellt werden ."

Präsident : Der Abg . Lindemann  hat den Antrag

gestellt , daß die ganze Berathung , insoweit der gestrige Be¬
schluß darauf influirt , ausgcsetzt werde und daß wir diese
Frage an den Ausschuß zurückgehen lassen . Darauf hin ist
gewünscht , daß man diesen Antrag lies Abg . Lindemann
zunächst berathe , denn , wenn wir zugleich auf die Ausschuß-
Anträge schon eingehen , darüber lange debattiren und es
würde dann bei der Abstimmung Lindemanns  Antrag an¬

genommen , so hätten wir ganz vergeblich debattirt . Wenn
wir aber so verfahren , wie ich den Vorschlag gemacht habe,
können wir auf den Antrag des Abg . Mölling  nicht ein¬

gehen , weil wir darnach beschließen , wie der Art . abgeändert
werden soll . Ich glaube daher , daß wir uns bei der Dis¬
kussion auf den Antrag des Abg . Lindemann  beschränken
müssen.

Abg . Ä?kölltng : Dann habe ich nur als Motiv an-
gebcn wollen , daß cs mir eigentlich als eine ganz überflüssige
Arbeit des Ausschusses scheint.

Präsident:  Als Motiv habe ich nichts dagegen zu er¬
innern.

Abg . Strackerjan : M . H -, ich möchte Ihnen doch
den Antrag des Abg . Linde mann  zur Annahme empfehlen,
jedoch nur mit der Bedingung und Beschränkung , daß der
Ausschuß ersucht werde , in der morgenden Sitzung mündlich
den Bericht darüber zu erstatten . Ich glaube , es wird ge¬
schehen können . Zur Unterstützung will ich noch anführen,
daß die Zeit ohnedies etwas vorgerückt ist und wir noch die
Wahl eines Mitglieds in den Finanzausschuß vorzunehmen
haben.

Abg . Werry : Ich werde auch für den Antrag des
Abg . Lindemann  stimmen . Ich finde außer den erwähnten
Unzuträglichkeiten auch noch andere in H. 3 . Da heißt es
nämlich : Die Aushebung findet wie bisher am 1 . Mai
statt , es soll aber von jetzt an die gesammte Mann¬
schaft der Zahresclasse sogleich in Dienst gestellt
werden.

Nach dem gestrigen Beschlüsse ist das gar nicht möglich,
denn da wir die Dienstzeit auf 6 — 9 Monate herabsetzlen,
so wären im letzten Thcile des Jahres gar keine Soldaten
mehr bei der Fahne , wollte man sie alle zugleich einstellen.

Ebenso kommt später eine Bestimmung , daß diejenigen,

die sich entfernt und sich ihrer Dienstpflicht entzogen haben,
6 Jahr in Dienst gestellt werden sollen . Diese Bestimmung
wird nach dem gestrigen Beschlüsse auch modificirt werden
müssen . Deshalb glaube ich, wird es am besten sein , wenn
dieser Gegenstand dem Ausschuß wieder übergeben wird.

Abg . Wibel : Sie werden dadurch schon genöthigt sein,
die Sache an den Ausschuß zu überweisen , denn wir können
heute nicht mehr fertig werden , nur die eine Bitte möchte ich
aussprechen : Ersuchen Sie den Ausschuß zugleich , auch die
Frage zu begutachten , ob die Reisen der Rekrutirungs -Com-
mission ferner beizubehalten oder abzuschaffen seien . Ich
glaube , diese Reisen verschaffen dem Dienstpflichtigen durch¬
aus keine Erleichterung.

Abg . v . Finckh : Ich verzichte aufs Wort.
Präsident : Ist der Antrag des Abg . Wibel:

--Der Ausschuß wird ersucht , zu begutachten : ob die
Rekrutirungsreisen der Aushebungs -Commission beizu¬
behalten oder adzuschaffen seien ?"

unterstützt ? — (Die Unterstützung erfolgt .) — Demnach schließe
ich die Discusfion über diese beiden Anträge und bringe sie
nach der Reihe zur Abstimmung . Die Herren , welche dem
Anträge des Abg . Lindemann,  welcher lautet:

„In Erwägung , daß die Provinzialgesetze vom 21.
April 1819 und auch ihre beachtliche Beurthcilung
durch die gestrigen Landtagsbeschlüsse ihre bisherige
Basis verloren haben,

ist der Bericht für die Artikel 2s bis zu Ende an
den Ausschuß zurückzugeden , um mit Berücksichti¬
gung der neuen Beschlüsse neues Gutachten vorzu¬
legen . "

Es ist von dem Abg . Strackerjan  gesagt worden , der
Ausschuß möchte es schon morgen thun (zum Abg . Strack er-
jan  gewendet ) wollen Sie darauf bestehen , so würden Sie

einen Antrag stellen müssen , ich glaube aber , morgen haben
'wir genug zu thun . ( Abg . Strackerjan  verneint die
Frage .) Also die Herren , welche den Antrag des Abg . Lin¬
demann  annehmen wollen , bitte ich auszustehen . — Der
Antrag ist angenommen.

Diejenigen Herren , welche den Antrag des Abg . Wibel
annehmen wollen:

«Der Ausschuß wird ersucht , zu begutachten : ob die
Rekrutirungsreisen der Aushebungscommission beizube¬
halten ober abzuschaffen seien " ,

bitte ich ebenfalls aufzustchen — Der Antrag ist angenom¬
men . Damit verlassen wir diesen Gegenstand.

Reg .- Com . Plate : Ich wollte beantragen , den dritten
Vorschlag der Slaatsregierung , in dem Schreiben an den allge¬
meinen Landtag bei Uebergebung dieses Gesetzentwurfs , auch
noch zur Berathung und Beschlußnahme zu bringen . Er ist
durchaus in keinem Zusammenhänge mit den beiden Provin-
zialgesctzen , er ist ein durchaus selbstständiger Antrag.

Präsident : Der Ausschuß hat darüber noch weiter
nicht berichtet und würde derselbe wohl diese Bemerkung des
Herrn Regierungs -Commissars zur Notiz nehmen und seinen
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Bericht auf diesen Gegenstand mit erstrecken . — Wir gehen
jetzt zum weiteren Gegenstand unserer Tagesordnung über,
zur Wahl eines Mitgliedes zum Finanzausschuß
und zum Ausschuß fürs Ablösungsgesetz.  Bei dem
Finanzausschuß ist gestern zur Frage gekommen , ob überhaupt
es nöthig sei, diesen Ausschuß durch ein Mitglied zu ergänzen.
Ich stelle diese Frage zuerst zur Discussion . Der Abg.
Barg mann  hat das Wort.

Abg . Bargmann : Meine Ansicht über die etwaige
Completirung des Finanzausschusses ist gestern hier in meiner
Abwesenheit zur Sprache gekommen . Nach näherer Ueberle-
gung halte ich es für nicht nöthig , daß statt des früheren Abg.
Reiners  ein neues Mitglied in den Finanzausschuß gewählt
werde . Die verschiedenen Rubriken des Voranschlags sind
unter die einzelnen Mitglieder vertheilt worden und die Po¬
sition , welche dem Abg . Reiners  zusiel , hat später der Abg.
Strackerjan  übernommen . Zn der Behandlung der Ge¬
schäfte findet sich also keine Lücke : es haben bisher tagtäglich
Berathungen und Besprechungen stattgcfunden und demzufolge
werden nächstens Berichte von den Departementairs erstattet
werden . Tritt nun ein neues Mitglied ein , so muß dieses,
ehe und zuvor es abstimmen kann , instruirt werden von den
übrigen Mitgliedern und das fördert die Sache nicht , sondern
halt eben die Sache nur aus . Daß die Zahl der Mitglieder sich
um eins vermehrt (sich verbessernd ) vermindert hat , wird Ihr
Vertrauen zum Ausschuß nicht schwächen . Es sind jetzt noch
6 Mitglieder da und Sie haben bekanntlich bei den wichtig¬
sten Gegenständen Ausschüsse bestellt , die nur aus 5 Mitglie¬
dern bestanden.

Präsident : Es hat sich Niemand weiter zum Wort

gemeldet und kann ich die Frage zur Abstimmung bringen.
Ich werde also diejenigen , welche wollen , daß noch ein Mit¬
glied in den Finanzausschuß gewählt wird , bitten , aufzuste¬
hen . — Es ist abgelehnt . — Wir schreiten jetzt zur Wahl
eines Mitgliedes des Ablösungsausschuffes und ich bitte die
Herren , die Stimmzettel in Empfang zu nehmen.

Abg . Lindemann : Darf ich mir eine Bemerkung er¬
lauben ? Zn dem frühem Ablösungsausschusse ist der Abg.
Pan er atz ein besonders thätigcs Mitglied gewesen , er kennt
alle Verhältnisse . (Von mehreren Seiten : Er ist schon ausge¬
schrieben .)

Präsident : Sind noch Stimmzettel abzugeben, sonst
würde ich mit der Zählung beginnen.

Zn den Ablösungsauöschuß ist gewählt Abg . Pancratz
mit 35 Stimmen , außerdem haben Abg . Schmitz eine und
Abg . Rösener  eine Stimme erhalten . — Es wird morgen
wohl nöthig sein , daß die Abtheilungen erneuert werden ; sollte
es aber gewünscht werden , die Abtheilungen in der jetzigen
Weise noch einige Tage fortbcstchen zu lassen , so bitte ich
die Vorstände , morgen mich davon zu benachrichtigen , damit
ich geschäftsordnungsmäßig den Antrag auf Fortdauer stellen
kann . Jedenfalls setze ich vorläufig diese Erneuerung auf die
morgende Tagesordnung.

Morgen früh Sitzung.

Tagesordnung:  1 ) Bericht des Finanzausschusses
über die im Budget veranschlagten Ausgaben für Reiterei;
2) Erneuerung der Abtheilungen.

Die heutige Sitzung ist geschloffen . (Schluß der Sitzung
^2 Uhr .)

Namens der Redactions - Commission.

Böckel.

Schnellpresscndruck von Gerhard Stalling ln Oldenburg.
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